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Einführungserlass des Landes Brandenburg
 
zum Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung 


in den Städten und Gemeinden und weiteren 

Fortentwicklung des Städtebaurechts und
 

zum Gesetz zur Einführung einer 

Länderöffnungsklausel zur Vorgabe von 


Mindestabständen zwischen Windenergieanlagen
 
und zulässigen Nutzungen und 


zum Gesetz über Maßnahmen im Bauplanungsrecht
 
zur Erleichterung der Unterbringung 


von Flüchtlingen
 

Runderlass Nr. 01/2015
 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung
 

Vom 16. Dezember 2014
 

Vorbemerkungen: 

Grundlage dieses Erlasses ist der Mustereinführungserlass der 
Fachkommission Städtebau der ARGEBAU beschlossen durch 
die Fachkommission Städtebau am 20. September 2013. 

Paragrafen ohne Gesetzesangabe beziehen sich auf die Neu­
bekanntmachung des Baugesetzbuchs - BauGB - vom 23. Sep­
tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748). 
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1 Allgemeines 

1.1 Einführung 

Das Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung 
des Städtebaurechts vom 11. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1548) ist im Wesentlichen am 20. September 2013 in 
Kraft getreten. Abweichend davon sind die Änderungen 
der §§ 11, 124 und 242 sowie § 245a Absatz 2 am 21. Ju­
ni 2013 in Kraft getreten. Die Änderungen der §§ 192, 
198 sind am 20. Dezember 2013 in Kraft getreten. 

S. 3316) weitere Möglichkeiten zur Stärkung der Innen­
entwicklung vor. Ein besonderer Stellenwert kommt 
hier der Begrenzung der Flächenneuinanspruchnahme 
zu. Für die Bauleitplanung sind insoweit insbesondere 
die Einführung eines Vorrangs der Innenentwicklung 
(§ 1 Absatz 5 Satz 3), die erweiterten Begründungs­
anforderungen bei der Umwandlung von landwirt­
schaftlich und als Wald genutzten Flächen (§ 1a 
Absatz 2 Satz 4) und die Flexibilisierung bei Über­
schreitung der Obergrenzen des § 17 der Baunutzungs­
verordnung (BauNVO) hervorzuheben. Für Bauvorha­
ben im Außenbereich nach § 35 wird der Bodenschutz, 
einschließlich des Aspekts der Bodenversiegelung, be­
reits nach bisherigem Recht durch § 35 Absatz 3 Num­
mer 5 und Absatz 5 Satz 1 berücksichtigt. 

Die Änderungen der Baunutzungsverordnung ergänzen 
auch die Regelungen des Gesetzes zur Förderung des 
Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und 
Gemeinden vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) zur 
Nutzung erneuerbarer Energien. 

Mit den Änderungen der Regelungen zur Wertermitt­
lung sollen die Rahmenbedingungen für die Arbeit der 
Gutachterausschüsse für Grundstückswerte verbessert 
werden. 

Die beiden anderen Gesetzesänderungen waren dem­
gegenüber nur auf spezielle Themenbereiche begrenzt 
gewesen, nämlich auf Regelungen zur Windkraft und 
zur Unterbringung von Flüchtlingen.  

1.2 Überblick über die Neuregelungen 

Wesentliche Änderungen im Baugesetzbuch (BauGB) 
sind: 

- § 1 Absatz 5 Satz 3 (Ziele der Bauleitplanung) 

Der Vorrang der Innenentwicklung ist ausdrücklich 
als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. 

- § 1a Absatz 2 und 3 (Ergänzende Vorschriften zum 
Umweltschutz) 

Es wurde eine Begründungspflicht für die Um­
wandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutz­
ter Flächen sowie eine der Abwägung unterliegende 
Verpflichtung zur Schonung landwirtschaftlich nutz­
barer Flächen bei der Festlegung von Kompensa­
tionsmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Land­
schaft eingeführt. 

- § 5 Absatz 2 Nummer 2 (sogenannter Darstellungs­
katalog) 

Das Gesetz sieht im Anschluss an das Gesetz zur Er- Es ist eine ausdrückliche Darstellungsmöglichkeit 
leichterung von Planungsvorhaben für die Innenent- für die Ausstattung des Gemeindegebiets mit zent­
wicklung der Städte vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I ralen Versorgungsbereichen geschaffen worden. 
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- § 9 Absatz 2a (Bebauungsplan zur Steuerung der 
Ansiedlung von Vergnügungsstätten) 

Die Gemeinden können für den nicht beplanten 
Innenbereich zum Schutz unter anderem von Wohn­
nutzungen und städtebaulichen Funktionen eines 
Gebiets entsprechende Festsetzungen in einem Be­
bauungsplan ohne Baugebietsfestsetzungen treffen. 

-	 §§ 11, 124 (städtebauliche Verträge, Erschließungs­
vertrag) 

Die Möglichkeit, Erschließungsverträge abzuschlie­
ßen, wurde aus § 124 in § 11 übernommen. Ver­
tragspartner von Erschließungs- und anderen städte­
baulichen Verträgen können auch juristische Perso­
nen sein, an denen die Gemeinde beteiligt ist. 

- § 15 Absatz 3 (Zurückstellung von Baugesuchen für 
nach § 35 Absatz 1 Nummer 2 bis 6 privilegierte 
Anlagen) 

Die Entscheidung kann bei Vorliegen besonderer 
Umstände um höchstens ein weiteres Jahr ausge­
setzt werden. 

- § 27a (Ausübung des Vorkaufsrechts zugunsten 
Dritter) 

Die Gemeinde kann ein ihr zustehendes Vorkaufs­
recht zugunsten Dritter ohne Beschränkung auf be­
stimmte Verwendungszwecke ausüben. 

- § 31 Absatz 2 Nummer 1 (Ausnahmen und Befrei­
ungen) 

Klarstellung, dass die Gründe des Wohls der Allge­
meinheit sich auch auf den Bedarf von Flüchtlingen 
und Asylbegehrenden erstrecken. 

- § 34 Absatz 3a (Absehen vom Erfordernis des Ein­
fügens) 

Die Nutzungsänderung von zulässigerweise für Ge­
werbe- und Handwerksbetriebe errichteten baulichen 
Anlagen zu Wohnzwecken wird erleichtert. Umnut­
zung von Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungsgebäu­
den in bauliche Anlagen, die der Unterbringung von 
Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen. 

- § 35 Absatz 1 Nummer 4 (privilegierte Anlagen der 
Intensivtierhaltung) 

Die Privilegierung entfällt bei Anlagen, die mindes­
tens einer Vorprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen. 

- § 35 Absatz 4 (sogenannte begünstigte Vorhaben im 
Außenbereich) 

In besonderen Fällen ist im Zusammenhang mit der 
Umnutzung eines ehemals landwirtschaftlich ge­

nutzten Gebäudes auch die Neuerrichtung möglich. 

- § 136 Absatz 3 (Beurteilungsmaßstäbe für das Vor­
liegen städtebaulicher Missstände) 

Die energetische Beschaffenheit eines Gebiets kann 
bei der Beurteilung städtebaulicher Missstände zu 
berücksichtigen sein. 

-	 § 171d (Stadtumbausatzung) 

Durch einen Verweis auf § 16 Absatz 2 wird klarge­
stellt, dass eine Satzung zur Festlegung eines Stadt­
umbaugebiets entweder selbst bekannt zu machen 
ist oder bekannt gemacht werden kann, dass eine 
entsprechende Satzung beschlossen wurde. 

- § 172 (Anspruch auf erhaltungsrechtliche Genehmi­
gung) 

Im Gebiet einer sogenannten Milieuschutzsatzung 
ist die Genehmigung insoweit zu erteilen, als die 
Änderungen der Anpassung an die Mindestanforde­
rungen nach der Energieeinsparverordnung dienen. 

-	 § 179 (Rückbau- und Modernisierungsgebot) 

Die Duldung des Rückbaus kann auch bei soge­
nannten Schrottimmobilien verlangt werden, die 
außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungs­
plans stehen. Der Eigentümer hat die Kosten bis zur 
Höhe der durch den Rückbau bewirkten Vermö­
gensvorteile zu tragen. 

-	 § 197 (Befugnisse des Gutachterausschusses) 

Die Mitwirkungspflichten der Finanzbehörden wer­
den konkretisiert. 

-	 § 245 (Überleitungsvorschriften) 

Die Änderungen von § 3 Absatz 2 und § 14 Absatz 3 
BauNVO gelten grundsätzlich auch für bestehende 
Bebauungspläne. 

- § 246 Absatz 8 bis 10 (Sonderregelungen für ein­
zelne Länder; Sonderregelungen für Flüchtlings­
unterkünfte) 

-	 § 249 Absatz 3 (Sonderregelungen zur Windenergie) 

Wesentliche Änderungen der Baunutzungsverord­
nung (BauNVO) sind: 

-	 § 3 (Vorhaben in reinen Wohngebieten) 

Auf den Gebietsbedarf ausgerichtete Anlagen zur 
Kinderbetreuung sind allgemein zulässig. 

-	 § 14 Absatz 3 (Anlagen für erneuerbare Energien) 

Bestimmte Anlagen zur Nutzung der Solarenergie 
und Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sind in allen 
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Baugebieten als allgemein zulässige Nebenanlagen 
zu behandeln. 

- § 17 (Obergrenzen für die Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung) 

Die Obergrenzen können unter erleichterten Voraus­
setzungen im Einzelfall überschritten werden. 

1.3 	Infrastrukturfolgekostenschätzer 

Das Land Brandenburg stellt den Infrastrukturfolge­
kostenschätzer den Gemeinden kostenfrei zum Down­
load zur Verfügung. Gemeinsames Ziel von Land und 
Gemeinden muss es sein, eine Balance zwischen den 
Bedürfnissen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
und einer wirtschaftlich tragfähigen Bautätigkeit für be­
zahlbaren Wohnraum zu finden. Der demografische 
Wandel, hohe Infrastrukturkosten sowie Energieeffi­
zienz und Klimaschutz erfordern eine nachhaltige und 
zukunftsorientierte Siedlungsentwicklung, die sich ver­
stärkt auf den Siedlungsbestand konzentriert. Auch die 
Novelle des Baugesetzbuchs von 2013 nimmt Verände­
rungen vor, die den Grundsatz Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung unterstreicht und die für die Innen­
entwicklung zur Verfügung stehenden Instrumente ent­
wickelt beziehungsweise an die heutigen Anforderun­
gen anpasst. 

Eine frühzeitige Abschätzung der finanziellen Auswir­
kungen von neu auszuweisenden Baugebieten im Ver­
gleich zu Projekten der Innenentwicklung bietet eine 
wichtige Entscheidungsgrundlage für Kommunen. Sie 
kann dazu beitragen den Flächenbedarf entscheidend zu 
reduzieren. Das Ministerium für Infrastruktur und 
Landesplanung hat deshalb einen Infrastrukturfolgekos­
tenschätzer zur Unterstützung der Kommunen für die 
Kostenabschätzung entwickeln lassen. Damit besteht 
die Möglichkeit, überschlägig die Kosten und Folge­
kosten der Bebauung alternativer Flächen für identische 
Nutzungen, aber auch alternativer Planungen auf dem­
selben Grundstück zu ermitteln. Die so erhaltenen 
Daten können in den Entscheidungsprozess der Kom­
munen einfließen. Die Kommunen, ihre politischen 
Gremien wie auch ihre Bürger können sich so verdeut­
lichen, welche Kosten eine Bebauung im Außenbereich 
im Vergleich zur Inanspruchnahme von Innenbereichs­
flächen verursacht und auch welche dauerhaften Kosten 
zukünftig auf der Gemeinde lasten werden. Der Rechner 
ermöglicht es auch, die Kosten zu ermitteln, die durch ei­
ne Überplanung eines bestehenden Wochenendhausge­
bietes zu einem Wohngebiet zukünftig entstehen werden. 

2	 Bauleitplanung 

2.1 	 Vorrangige Ausrichtung der Bauleitplanung auf die 
Innenentwicklung (§ 1 Absatz 5 Satz 3) 

stimmten Aufgaben und Ziele die städtebauliche Ent­
wicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenent­
wicklung erfolgen soll. Die wesentlichen Steuerungs­
und Gestaltungsaufgaben der Bauleitplanung sind dem­
nach hauptsächlich auf den Siedlungsbestand auszu­
richten, um eine ökonomisch, ökologisch und baukultu­
rell belastende Flächenneuinanspruchnahme durch 
Siedlungsflächen zu vermeiden  und stattdessen die 
Attraktivität und Lebensqualität in den Innenstädten, 
Ortskernen und Bestandsgebieten zu stärken. 

Die neue Bestimmung steht im Zusammenhang mit der 
Ergänzung der Bodenschutzklausel durch die erweiter­
ten Begründungsanforderungen bei der (Neu-)Inan­
spruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutz­
ten Flächen für Siedlungszwecke (§ 1a Absatz 2 Satz 4). 
Dies ist vor dem Hintergrund der Zielstellung des Bun­
des - die Neuinanspruchnahme von Flächen für Sied­
lungs- und Verkehrszwecke bis zum Jahr 2020 auf 
30 ha/Tag zurückzuführen - zu sehen. 

Hinweise zu den Merkmalen der Innenentwicklung er­
geben sich aus § 1a Absatz 2 Satz 1 und § 13a Absatz 1 
Satz 1 sowie aus den Begründungsanforderungen des 
§ 1a Absatz 2 Satz 4 (siehe Nummer 2.3). Unabhängig 
davon können Bauleitpläne auch dann dem § 1 Absatz 5 
Satz 3 entsprechen, wenn sie der Entlastung und Auf­
wertung der Innenstadt dienen, wie etwa die Planung 
einer Umgehungsstraße oder die Verlagerung eines 
störenden Betriebs. Der in § 1 Absatz 5 Satz 3 formulier­
te Vorrang von Maßnahmen der Innenentwicklung bei 
der städtebaulichen Entwicklung schließt andere Maß­
nahmen nicht aus; er ist nicht im Sinne einer „Bauland-
sperre“ oder eines „Versiegelungsverbotes“ zu verste­
hen. Vielmehr ist die vorrangige Ausrichtung der Bau­
leitplanung auf die Innenentwicklung bei der Festlegung 
der jeweiligen Ziele der Bauleitplanung (§ 1 Absatz 3 
Satz 1) angemessen zu berücksichtigen. Im Übrigen 
unterliegen die davon berührten Belange der Abwägung 
nach § 1 Absatz 7. 

Unberührt von § 1 Absatz 5 Satz 3 bleibt der unverändert 
beibehaltene, konkretere Planungsgrundsatz zur Innen­
entwicklung in der Bodenschutzklausel des § 1a Absatz 2 
Satz 1. 

2.2 	 Versorgungssicherheit (§ 1 Absatz 6 Nummer 8 Buch­
stabe e) 

Der bestehende § 1 Absatz 6 Nummer 8 Buchstabe e 
wird ergänzt um die Formulierung: „einschließlich der 
Versorgungssicherheit,“. Mit der ausdrücklichen Beto­
nung des Aspekts der Versorgungssicherheit im soge­
nannten Belangekatalog (§ 1 Absatz 6) soll heraus­
gestellt werden, dass die Kommunen diesen Aspekt bei 
der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebau­
ungsplänen zu berücksichtigen haben. 

§ 1 Absatz 5 bestimmt allgemein die Aufgaben und Ziele Insbesondere im Hinblick auf den möglicherweise not­
der Bauleitplanung. In dem neuen Satz 3 ist bestimmt, wendigen Ausbau oder den zusätzlichen Bau konventio­
dass zur Verwirklichung der in den Sätzen 1 und 2 be- neller Kraftwerke, die zum Ausgleich der fluktuierenden 
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benenfalls auch die Darstellung der allgemein auf Orts­ ter klimatischer Bedingungen und anderer stadtökolo­
kenntnis beruhenden Sachlage ausreichend sein. Auch gischer und stadtgestalterischer Ziele (vgl. § 1 Absatz 5) 
der Rückgriff auf vorausgehende Planungen und die die­ vorhandene Freiflächen unbebaut zu lassen oder so zu 
sen Planungen zugrunde liegenden Erhebungen (zum erweitern und zu entwickeln, dass ein Freiraum- bezie-
Beispiel Flächennutzungsplanung oder informelle Stadt­ hungsweise Biotopverbund entsteht. 
entwicklungskonzepte), soweit diese hinreichend ak­
tuell sind, ist möglich. Zur Sicherstellung der Aktualität Soweit vorhandene Potenziale nicht genutzt werden kön­
der zur Erläuterung herangezogenen Daten sollte auf nen, sollte auch dargestellt werden, inwieweit sich die 
Erfassungsmöglichkeiten zurückgegriffen werden, bei Gemeinde bemüht hat, Hinderungsgründe für deren 
denen eine regelmäßige Aktualisierung mit vertret- Nutzung zur Erreichung des Planungsziels auszuräu­
barem Aufwand möglich ist. men. Zur Nachvollziehbarkeit der Begründung bietet 

sich ferner eine plausible Darstellung der zu erwarten-
Die Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale muss den Bevölkerungsentwicklung beziehungsweise der 
nicht alle denkbaren Flächen erfassen, sondern kann sonstigen Flächenbedarfe, bezogen auf den Planungs­
sich auf die Flächen beschränken, die für die konkreten horizont des Bauleitplans, an. Diese Darstellung wird 
Entwicklungsbedürfnisse geeignet sind. Sollen bei­ regelmäßig die bisherige Entwicklung berücksichtigen 
spielsweise zusammenhängende Flächen für die An- sowie Aussagen enthalten müssen, ob und aus welchen 
siedlung von Gewerbebetrieben mit großem Flächen- Gründen mit Veränderungen zu rechnen ist. Auch Anga­
bedarf entwickelt werden, so kann auf eine Erfassung ben zur zentralörtlichen Funktion und den regionalen 
von kleinen Grundstücken, die aufgrund ihrer Größe Entwicklungsaufgaben der Gemeinde können für eine 
und Lage nur für Wohnnutzungen oder kleinere nicht­ nachvollziehbare Begründung erforderlich sein. 
störende Gewerbebetriebe geeignet sind, verzichtet wer­
den. Eine Ermittlung kann weiter entbehrlich sein, wenn 2.5 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung (§ 1a Ab-
ein vorhandener Betrieb erweitert werden soll, da dann satz 3 Satz 5) 
regelmäßig nur Flächen im Anschluss an den Bestand in 
Betracht kommen. Auch aus einer geringen Bebauungs- Der neue § 1a Absatz 3 Satz 5 ordnet die entsprechende 
dichte in einem Baugebiet allein lässt sich noch nicht die Anwendung des § 15 Absatz 3 des Bundesnaturschutz-
Möglichkeit der Nachverdichtung ableiten. Bebauungs­ gesetzes (BNatSchG) an. § 15 Absatz 3 BNatSchG hat 
und Grundstücksverhältnisse können eine tatsächliche folgenden Wortlaut: 
Nachverdichtung verhindern. Die Möglichkeit einer zu­
sätzlichen eigenständigen Bebauung muss bestehen. „Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirt­

schaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Er-
Bestehende Innenentwicklungspotenziale können nur satzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Rück-
dann einer Flächenneuinanspruchnahme entgegengehal­ sicht zu nehmen, insbesondere sind für die landwirt­
ten werden, wenn ihre Aktivierung realistisch ist. Des­ schaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im 
halb müssen im Zusammenhang mit der Ermittlung von notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist 
Flächenpotenzialen gleichzeitig auch deren tatsächliche vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch 
Nutzungsmöglichkeit und Aktivierbarkeit geprüft wer­ durch Maßnahmen zur Entsiegelung, durch Maßnah-
den. Daran kann es unter anderem fehlen, wenn men zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder 

durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die 
- die entsprechenden Gebäude und Grundstücke auf- der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder 

grund ihrer Lage und ihres Zuschnitts nicht für den des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, 
Bedarfszweck geeignet sind und deshalb nicht mit um möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus der 
Interessenten zu rechnen ist, Nutzung genommen werden.“ 

- die Flächen nicht dem Markt zur Verfügung stehen Agrarstrukturelle Belange sind etwa betroffen, wenn die 
und Verhandlungen mit dem Eigentümer nicht er- Inanspruchnahme land- oder forstwirtschaftlich genutz­
folgversprechend sind, ter Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Aus­

wirkungen auf die Land- oder Forstwirtschaft hat. Für 
- ein Flächenbedarf kurzfristig befriedigt werden die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignet 

muss, die Nutzbarmachung der Innenentwicklungs­ sind die Böden, die eine besonders hohe Nutzbarkeit 
potenziale aber einen längeren Zeitraum benötigt. aufweisen. Das können sowohl Böden mit hoher Boden­

güte als auch Flächen sein, die wirtschaftlich besonders 
Es kann auch nicht verlangt werden, dass vor jeder gut nutzbar sind. 
Flächenneuinanspruchnahme zunächst sämtliche theo­
retisch zur Verfügung stehenden Flächenpotenziale bau- Im Sinne agrarstruktureller Belange, aber auch eines 
lich genutzt werden, wenn dies den Zielen einer klima­ ökologischen Stadtumbaus wird die verstärkte Inan­
gerechten und stadtgestalterisch zufriedenstellenden spruchnahme von Flächen im Siedlungsbereich für 
städtebaulichen Entwicklung zuwiderlaufen würde. So Kompensationsmaßnahmen empfohlen, mit denen 
kann es sinnvoll sein, zur Erhaltung oder Schaffung gu­ funktionslos gewordene Flächen durch Maßnahmen der 
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Entsiegelung, Bepflanzung usw. als miteinander ver­
netzte, hochwertige und siedlungsnahe Biotope ent­
wickelt werden können. 

Eine strikte Verpflichtung zur Beachtung des § 15 Ab­
satz 3 BNatSchG besteht in der Bauleitplanung anders 
als im Vorhabenzulassungsverfahren nicht, da die Rege­
lung der Abwägung unterliegt. Angesichts der Bedeu­
tung des Flächensparziels insbesondere für die Belange 
der Landwirtschaft muss sich die Gemeinde aber er­
kennbar mit dem Anliegen auseinandersetzen. 

2.6 	 Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Absatz 1 und 2 so­
wie § 4a und § 4b) 

In die Vorschriften zur Öffentlichkeitsbeteiligung sind 
klarstellende Regelungen aufgenommen worden: 

In § 3 Absatz 1 Satz 3 wird ausdrücklich geregelt, dass 
Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit sind. 
Bereits nach bisherigem Recht wurden Kinder und 
Jugendliche als Adressaten der Vorschrift verstanden 
(Krautzberger in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzber­
ger, BauGB, Stand 107. EL 2013, § 3 Rn. 13a). Die aus­
drückliche Nennung von Kindern und Jugendlichen be­
tont die politische Zielsetzung, deren Rechte zu stärken 
und ihre Partizipation zu fördern. Hiermit soll ein Bei­
trag geleistet werden, die Identifikation und Bindung 
junger Menschen bezüglich ihres Lebensorts zu stärken 
und ein Engagement für die lokale Entwicklung wahr­
scheinlicher zu machen. 

Nach § 3 Absatz 2 Satz 2 ist auf die Möglichkeit der 
Präklusion nach § 47 Absatz 2a der Verwaltungs­
gerichtsordnung (VwGO) hinzuweisen. Mit der Ände­
rung wird der Wortlaut dieser Hinweispflicht an den 
Wortlaut des § 47 Absatz 2a VwGO angeglichen. 

Mit der Ergänzung des § 4a Absatz 1 wird klarstellend 
betont, dass die Beteiligung auch der Information der 
Öffentlichkeit dient. 

Bereits bisher lässt sich nach § 4b Satz 2 die Einschal­
tung eines Mediators oder eines Vermittlers für die 
Durchführung eines anderen Verfahrens zur außerge­
richtlichen Konfliktbeilegung auf § 4b stützen. Um die 
Nutzung dieser in vielen Bereichen bewährten oder sich 
neu entwickelnden Konfliktlösungsverfahren in der 
Praxis zu stärken, sollen sie durch ihre ausdrückliche 
Nennung besonders hervorgehoben werden. 

Erfasst werden auch andere Verfahren der außergericht­
lichen Konfliktbeilegung. Dies können zum Beispiel 
Verfahren unter Einschaltung von Ombudsleuten oder 
von Clearingstellen oder andere Verfahren sein, die sich 
erst neu oder fortentwickeln. Die Einschaltung eines 
Dritten entbindet die Gemeinde nicht von der Verpflich­
tung, eine eigene Abwägungsentscheidung zu treffen. 
Eine Bindung an das Ergebnis des Vermittlungsverfah­
rens besteht daher nicht. Zur Abstimmung der Gemein­
de mit dem Dritten wird ergänzend auf Nummer 2.4.4 

des Muster-Einführungserlasses zum Bau- und Raum­
ordnungsgesetz 1998 (BauROG) der Bauministerkonfe­
renz verwiesen. Die Einschaltung eines Mediators oder 
eines Vermittlers für die Durchführung eines anderen 
Verfahrens zur außergerichtlichen Konfliktbeilegung 
kann grundsätzlich auch auf Grundlage eines städtebau­
lichen Vertrages nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 er­
folgen. 

Neue Verfahrenspflichten zur Beteiligung der Öffent­
lichkeit sind mit den Änderungen nicht verbunden. 

2.7	 Darstellungs- und Festsetzungsmöglichkeiten 

2.7.1 	 Darstellung zentraler Versorgungsbereiche im Flä­
chennutzungsplan (§ 5 Absatz 2 Nummer 2 Buch­
stabe d) 

Bei den vorangegangenen Novellierungen des Bauge­
setzbuchs ist der „zentrale Versorgungsbereich“ zu 
einem Schlüsselbegriff einer geordneten städtebau­
lichen Entwicklung geworden (vgl. § 1 Absatz 6 Num­
mer 4, § 2 Absatz 2 Satz 2, § 9 Absatz 2a und § 34 
Absatz 3). Die Erhaltung und Entwicklung zentraler 
Versorgungsbereiche ist von herausragender Bedeutung 
für die Stärkung der Innenentwicklung und Urbanität 
der Städte. Zentrale Versorgungsbereiche dienen insbe­
sondere der Sicherstellung einer wohnortnahen Versor­
gung, auf die nicht zuletzt wegen der demografischen 
Entwicklung immer mehr Menschen angewiesen sind. 
Die Erhaltung und die Entwicklung zentraler Versor­
gungsbereiche soll durch die ausdrücklich erwähnte 
Darstellungsmöglichkeit in § 5 Absatz 2 Nummer 2 wei­
ter gestärkt werden. Die erhoffte Signalwirkung soll das 
Bewusstsein in den Gemeinden stärken, sich bereits bei 
der Pflichtaufgabe Flächennutzungsplanung frühzeitig 
mit der Festlegung zentraler Versorgungsbereiche auf 
der Basis entsprechender Konzepte zu befassen. 

Die Darstellung zentraler Versorgungsbereiche, bei­
spielsweise unterteilt nach Stadtteilzentren oder Nah­
versorgungsbereichen, war auch nach bisher geltendem 
Recht bereits möglich („... im Flächennutzungsplan 
können insbesondere dargestellt werden ...“). So gibt es 
bereits praktische Beispiele für entsprechende Darstel­
lungen (vgl. zum Beispiel Planspiel zur Novellierung 
des Bauplanungsrechts „Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Ge­
meinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebau­
rechts“ - Endbericht, Berlin, November 2012, S. 33 ff.). 

Die neue gesetzliche Ermächtigung stellt nunmehr aus­
drücklich klar, dass im Flächennutzungsplan auch die 
Ausstattung des Gemeindegebiets mit zentralen Versor­
gungsbereichen dargestellt werden kann. Damit soll 
insbesondere erreicht werden, dass Gemeinden ihren in­
formellen Einzelhandels- und Zentrenkonzepten ein 
stärkeres rechtliches Gewicht geben und dabei zugleich 
die Koordinierungs- und Steuerungsfunktion des Flä­
chennutzungsplans nutzen. Die Darstellung ist nicht auf 
bereits bestehende zentrale Versorgungsbereiche be­
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schränkt, sondern kann entsprechend der Aufgabe des ner Ansiedlung von Vergnügungsstätten in der Nachbar-
Flächennutzungsplans als vorbereitender Bauleitplan schaft können auch Einrichtungen mit besonderem 
auch die noch zu entwickelnden Zentren erfassen. Schutzbedürfnis nachteilig betroffen sein, wie etwa Kin­

derbetreuungseinrichtungen. Städtebaulich nachteilige 
Die Darstellung von zentralen Versorgungsbereichen im Auswirkungen können auch entstehen, wenn - vorwie-
Flächennutzungsplan hat weiterreichende Bedeutung gend oder teilweise - dem Wohnen dienende Stadt- und 
als ein Einzelhandelskonzept, welches als städtebau- Ortsteile betroffen sind. 
liches Entwicklungskonzept bei der Bauleitplanung 
nach § 1 Absatz 6 Nummer 11 zu berücksichtigen ist. Der Gesetzgeber hat bereits mit der BauNVO-Novelle 
Die Regelung unterstützt Bebauungspläne der Gemein­ 1990 auf den damals virulenten Steuerungsbedarf hin-
den, mit denen die planungsrechtlichen Voraussetzun­ sichtlich der dynamischen Entwicklung bei Spielhallen 
gen für zentrale Versorgungsbereiche geschaffen wer- reagiert und die Systematik der Zuordnung dieser 
den, und Bebauungspläne, mit denen im Sinne der soge- Nutzungsart in der Gebietstypologie der Baunutzungs­
nannten planerischen Feinsteuerung zur Erhaltung und verordnung grundlegend umgestellt. Vergnügungsstät-
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche beigetragen ten sind danach ausschließlich dann zulässig oder aus­
wird. Auch kann die Darstellung zentraler Versorgungs­ nahmsweise zulässig, wenn die entsprechende Bauge­
bereiche im Flächennutzungsplan die Prüfung des Vor­ bietsvorschrift dies ausdrücklich vorsieht. Eine Zulassung 
handenseins und der Größe von zentralen Versorgungs­ als sonstiger Gewerbebetrieb ist auf der Grundlage der 
bereichen unterstützen, vor allem auch bei der Anwen- BauNVO 1990 nicht mehr möglich. Die Gemeinden 
dung des § 34 Absatz 3; allerdings sind für die Anwen­ können in Baugebieten, die nach der BauNVO 1990 
dung des § 34 die Darstellungen des Flächennutzungs­ festgesetzt sind, die Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
plans weiterhin nicht verbindlich. durch Festsetzungen nach § 1 Absatz 5 ff. BauNVO 

entsprechend ihren städtebaulichen Vorstellungen steu­
2.7.2 Steuerung der Ansiedlung von Vergnügungsstätten 

(§ 9 Absatz 2b) 

Hintergrund 

ern. 

Neues Steuerungsinstrument im Baugesetzbuch 

Der Gesetzgeber hat nun eine Regelung geschaffen, die 
Dass Spielhallen und andere Vergnügungsstätten nach­ eine solche, auf die Steuerung von Vergnügungsstätten 
teilige städtebauliche Auswirkungen haben können, ist gerichtete Planung auch im nicht beplanten Innenbe­
bereits in den 1980er Jahren mit einer schon damals als reich erleichtert. Nach dem Vorbild der Regelung zur 
„Spielhallenflut“ bezeichneten Entwicklung beschrie- Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei­
ben worden. Solche Auswirkungen sind grundsätzlich che in § 9 Absatz 2a (vgl. hierzu Muster-Einführungs­
unabhängig von gewerbe- und glücksspielrechtlichen erlass zum Gesetz zur Erleichterung von Planungs-
Erwägungen. Es geht hier also nicht um die Abwendung vorhaben für die Innenentwicklung der Städte) ist nun in 
der von Spielhallen ausgehenden Suchtgefahr, die die § 9 Absatz 2b eine Grundlage geschaffen worden, mit der 
Länder dazu veranlasst hat, insbesondere in den §§ 24 die Ansiedlung von Vergnügungsstätten, insbesondere 
bis 26 des Glücksspielstaatsvertrags spezielle Regelun­ von Spielhallen, durch einen einfachen Bebauungsplan 
gen zur Zulässigkeit und zur äußeren Gestaltung von (§ 30 Absatz 3) ausgeschlossen oder eingeschränkt wer-
Spielhallen zu vereinbaren und in entsprechenden Län­ den kann. Die neue Regelung ist dem früheren § 2a des 
dergesetzen hinsichtlich der Mindestabstände zwischen Maßnahmengesetzes zum Baugesetzbuch in der Fassung 
einzelnen Betrieben zu konkretisieren. Im Land Bran­ der Bekanntmachung vom 23. April 1993 (BGBl. I S. 622) 
denburg kam diese Möglichkeit im Brandenburgischen nachgebildet. Danach kann für im Zusammenhang be-
Spielhallengesetz (BbgSpielhG) vom 4. April 2013 baute Ortsteile im Sinne von § 34 Absatz 1 in einem Be­
(GVBl. I Nr. 10) zur Anwendung. Erforderlich für eine bauungsplan festgesetzt werden, dass Vergnügungsstät­
bauleitplanerische Steuerung sind stets städtebauliche ten oder bestimmte Arten von Vergnügungsstätten zuläs-
Gründe. Städtebauliche Auswirkungen, die mit der An­ sig oder nicht zulässig sind oder nur ausnahmsweise zu­
siedlung von Vergnügungsstätten verbunden sind, kön­ gelassen werden können. Diese Festsetzungen können 
nen vorrangig sogenannte „trading-down-Effekte“ sein. auch differenziert für einzelne Teile des räumlichen Gel-
Damit ist eine nachteilige Veränderung der Attraktivität tungsbereichs des Bebauungsplans getroffen werden. 
von Standorten besonders für den Einzelhandel und Unterstützend kann ein städtebauliches „Vergnügungs­
kleinere Dienstleistungsbetriebe gemeint, was insbeson­ stättenkonzept“ hilfreich sein. Zulässig sind Festsetzun­
dere dann der Fall sein kann, wenn Spielhallen oder an- gen eines „Spielhallenbebauungsplanes“ allerdings nur, 
dere Vergnügungsstätten nicht zu den sonst den Standort soweit damit mindestens einer der in der Vorschrift enu­
prägenden Angeboten passen und andere Nutzergruppen merativ aufgeführten öffentlichen Belange verfolgt wird. 
ansprechen. Zudem kann sich die Nutzungsstruktur ei- Der Zweck einer entsprechenden Festsetzung muss dem­
nes Gebietes mit der Ansiedlung von Vergnügungsstät­ nach darauf gerichtet sein, 
ten nachhaltig zulasten der bestehenden Nutzungen mit 
der Folge verändern, dass es zu einer sukzessiven Ver­ - eine Beeinträchtigung von Wohnnutzungen oder an­
drängung der ursprünglichen Einzelhandelsbetriebe und deren schutzbedürftigen Anlagen wie Kirchen, Schu­
kleiner Dienstleistungsbetriebe kommen kann. Von ei­ len und Kindertagesstätten oder 
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- eine Beeinträchtigung der sich aus der vorhandenen 
Nutzung ergebenden städtebaulichen Funktion des 
Gebiets, insbesondere durch eine städtebaulich 
nachteilige Häufung von Vergnügungsstätten, 

zu vermeiden. Andere öffentliche Belange, wie zum 
Beispiel die Verhinderung von Beeinträchtigungen des 
Straßenbildes, sind demgegenüber alleine nicht trag­
fähig. 

Unter dem städtebaurechtlichen Begriff „Vergnügungs­
stätte“ sind als Sammelbegriff Gewerbebetriebe beson­
derer Art zusammengefasst. Unter Vergnügungsstätten 
- mit einer jeweils vorauszusetzenden standortgebunde­
nen Betriebsstätte - sind gewerbliche Nutzungsarten zu 
verstehen, die sich in unterschiedlicher Ausprägung un­
ter Ansprache (oder Ausnutzung) des Sexual-, Spiel-
und/oder Geselligkeitstriebs einer bestimmten gewinn­
bringenden „Freizeit“-Unterhaltung widmen (vgl. Fickert/ 
Fieseler, BauNVO, 11. Auflage, § 4a Rdnr. 22). Bedeu­
tung gewinnt der Begriff erst durch seine städtebauliche 
Relevanz. 

Der Begriffstypus „Vergnügungsstätte“ bezeichnet im 
Wesentlichen fünf Unterarten, nämlich: Nachtlokale 
jeglicher Art und andere Räumlichkeiten, deren Zweck 
auf Darstellung mit sexuellem Charakter ausgerichtet 
ist, Diskotheken, Spiel- und Automatenhallen, Swinger-
Clubs sowie entsprechend ausgestattete Wettbüros. 
Streitig ist vor allem die Ausübung von Prostitution in 
ihren verschiedenen Formen als Bordelle, bordellartige 
Betriebe und Wohnungsprostitution in Abgrenzung zu 
einem Gewerbebetrieb und zu einer Vergnügungsstätte 
(vgl. hierzu ausführlich die Übersicht in Recht­
sprechung und Literatur bei Stühler1). 

Bei der Bebauungsplanung ist zu berücksichtigen, dass 
nach dem Brandenburgischen Spielhallengesetz 
(BbgSpielhG) vom 4. April 2013 (GVBl. I Nr. 10) be­
reits Beschränkungen der Zulässigkeit von Spielhallen 
erfolgt sind. Gemäß § 3 Absatz 1 BbgSpielhG ist zwi­
schen Spielhallen ein Mindestabstand von 500 Metern 
Luftlinie einzuhalten. Da das Brandenburgische Spiel­
hallengesetz keine Ausnahmeregelungen für die Unter­
schreitung der oben genannten Mindestabstände bein­
haltet, kann im Regelfall von der Anwendung des § 9 
Absatz 2a zur Steuerung von Spielhallen abgesehen 
werden. Es wird jedoch empfohlen, auch die für die An­
siedlung von Spielhallen beabsichtigten Planungen unter 
Maßgabe des Brandenburgischen Spielhallengesetzes 
zu überprüfen. Die Anwendung des neuen Steuerungs­
instruments des § 9 Absatz 2b auf Vergnügungsstät­
ten, die keine Spielhallen im Sinne des § 1 Absatz 2 
BbgSpielhG in Verbindung mit § 33c Absatz 1 Satz 1 der 
Gewerbeordnung (GewO) beziehungsweise § 33d Ab­
satz 1 Satz 1 GewO sind, wird empfohlen, sobald die 
oben genannten öffentlichen Belange betroffen sind. 

Prostitution und öffentliches Baurecht, BauR 2010, 1013 bis 1016, zuvor 
ders. Prostitution und öffentliches Recht, unter besonderer Berücksichtigung 
des Baurechts, NVwZ 1997, 861 

Zur Klärung des Steuerungsbedarfs von Vergnügungs­
stätten durch Bebauungsplanung empfiehlt sich eine 
frühzeitige Beteiligung der örtlichen Ordnungsbehör­
den, die gemäß § 5 Absatz 1 BbgSpielhG für das Spiel­
hallenrecht zuständig sind. 

Abweichend vom damaligen § 2a des Maßnahmenge­
setzes zum Baugesetzbuch kann ein Bebauungsplan 
nach § 9 Absatz 2b nicht nur für Gebiete nach § 34 Ab­
satz 1, sondern auch für Gebiete nach § 34 Absatz 2 auf­
gestellt werden. Von der neuen Festsetzungsmöglichkeit 
kann in Gebieten mit qualifiziertem Bebauungsplan 
kein Gebrauch gemacht werden. Dies ist immer dann 
von Bedeutung, wenn sich das Erfordernis zur plane­
rischen Steuerung der Zulässigkeit von Vergnügungs­
stätten nicht nur auf den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil, sondern auch auf Gebiete mit Bebauungsplan 
erstreckt, welche auch eingestreut in einem ansonsten 
ungeplanten Gebiet liegen können. Bei in Bebauungs­
plänen festgesetzten Baugebieten ist eine Änderung der 
bestehenden Bebauungspläne auf der Grundlage von § 1 
Absatz 5 und 9 BauNVO erforderlich. In der Praxis kön­
nen die rechtlich selbstständigen Änderungsverfahren und 
Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen nach § 9 
Absatz 2b allerdings parallel vorgenommen werden. 

Vereinfachtes Verfahren (§ 13) 

Eine entsprechende Ergänzung in § 13 Absatz 1 Satz 1 
stellt klar, dass die Aufstellung eines einfachen Bebau­
ungsplans zur Steuerung von Vergnügungsstätten auch 
im vereinfachten Verfahren möglich ist. 

2.8	 Unbeachtlichkeit von Fehlern im beschleunigten 
Verfahren 

Mit Urteil vom 18. April 2013 (Rs. C 463/11) hat der 
Europäische Gerichtshof die vom Vorlagegericht vertre­
tene Auslegung der Unbeachtlichkeitsregelung des § 214 
Absatz 2a Nummer 1 für mit der Plan-UP-Richtlinie un­
vereinbar erklärt. In Reaktion auf dieses Urteil wurde 
die Vorschrift aufgehoben. 

Damit sind Verstöße gegen die Voraussetzung des § 13a 
Absatz 1 Satz 1, dass der Bebauungsplan für die Wieder­
nutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung 
oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung aufge­
stellt wird, dauerhaft beachtlich. Auf Nummer 2.1 des 
Muster-Einführungserlasses zum Gesetz zur Erleichte­
rung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte wird hingewiesen. 

2.9 	 Erweiterung der Zurückstellungsmöglichkeit (§ 15 
Absatz 3) 

Der an § 15 Absatz 3 angefügte Satz 4 ermöglicht, die 
Entscheidung über ein Baugesuch für ein Vorhaben nach 
§ 35 Absatz 1 Nummer 2 bis 6 um ein weiteres Jahr aus­
zusetzen, wenn hierfür besondere Umstände vorliegen. 
Als solche Umstände können insbesondere in Betracht 
kommen: 

1 
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(1) Gutachten zu Umweltauswirkungen sind nicht ab- die Zurückstellung um einen weiteren Zeitraum un­
geschlossen. mittelbar an den Ablauf der ersten Zurückstellung 

anschließt. Die übliche Bearbeitungszeit bei der Geneh-
Beispiel: Der für naturschutzfachliche Untersu­ migungsbehörde ist dabei zu berücksichtigen. Die Ge­

chungen notwendige Zeitraum erfasst meinde legt bei der Antragstellung die besonderen Um­
bestimmte oder sämtliche Monate eines stände für die Verlängerung dar. 
Kalenderjahres zusammenhängend, et­
wa vom Februar bis November eines 2.10 Städtebauliche Verträge 
Kalenderjahres. 

2.10.1 Neuregelung des Erschließungsvertrags 
(2) Stellungnahmen beteiligter Behörden liegen wegen 

erforderlicher, insbesondere auch rechtlicher Maß- Allgemeines 
nahmen noch nicht vor. 

Mit Urteil vom 1. Dezember 2010 (Az. 9 C 8.09) hat das 
Beispiel: Die Ergebnisse der Ermittlung und Bundesverwaltungsgericht entschieden, dass § 124 den 

Überprüfung der sogenannten harten Ta- Abschluss von Erschließungsverträgen mit Eigengesell­
buzonen durch die Gemeinde (§ 35 Ab­ schaften nicht gestattet. Darüber hinaus sind durch das 
satz 3 Satz 3), die aus rechtlichen (fach- Urteil Unsicherheiten im Hinblick auf das Verhältnis 
gesetzlichen) Gründen für die Errich­ von § 124 zu § 11 und die Zulässigkeit des Abschlusses 
tung und den Betrieb von Windenergie- von Folgekostenverträgen bei Erschließungsmaßnah­
anlagen nicht in Betracht kommen, ste­ men entstanden. Mit der Novelle von 2013 werden Ver­
hen noch aus; sie erfordern die Mitwir­ träge über die Erschließung durch eine entsprechende 
kung der beteiligten Behörden. Dabei Ergänzung des § 11 ausdrücklich den Regelungen über 
kann bedeutsam sein, dass die zuständi­ städtebauliche Verträge zugeordnet. § 124 enthält nur 
gen Behörden für die Erteilung von Aus- noch die bisher in § 124 Absatz 3 Satz 2 enthaltene Re­
nahmen und Befreiungen oder auch für gelung zur Erschließungspflicht nach abgelehntem Ver­
die Änderung von Vorschriften des Fach­ tragsangebot. Zudem ist die Überleitungsregelung des 
rechts (zum Beispiel Änderung der § 242 Absatz 8 angepasst worden. Die Neuregelungen 
Rechtsverordnung über ein Landschafts- sind bereits am 21. Juni 2013 in Kraft getreten. 
schutzgebiet) noch Zeit benötigen. 

§ 11 Städtebaulicher Vertrag 
(3) Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Absatz 2 und 

§ 4a Absatz 3 (erneute öffentliche Auslegung) und In § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird geregelt, dass zu 
deren Auswertung sind noch nicht abgeschlossen. den städtebaulichen Maßnahmen, über deren Vorberei­

tung und Durchführung städtebauliche Verträge ge­
(4) Die interkommunale Zusammenarbeit nach § 2 Ab­ schlossen werden können, auch die Erschließung durch 

satz 2 erfordert eine umfangreichere Abstimmung nach Bundes- oder Landesrecht beitragsfähige oder 
und damit einen erhöhten Zeitaufwand. nicht beitragsfähige Erschließungsanlagen gehört (vgl. 

§ 124 Absatz 2 Satz 1 a. F.). Wie bei sonstigen Verträgen 
Beispiel: Bei der Aufstellung von interkommuna­ über städtebauliche Maßnahmen (vgl. Krautzberger in 

len Teilflächennutzungsplänen zur Steu­ Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB Stand 
erung der Errichtung von Windkraft­ 107. EL Jan. 2013, § 11 Rn. 111) kann vereinbart 
anlagen müssen neben den Abstimmun­ werden, dass der Vertragspartner die Maßnahmen ganz 
gen in den einzelnen Gemeinden auch oder teilweise auf eigene Kosten durchführt (vgl. § 124 
noch zusätzliche Abstimmungen auf in- Absatz 2 Satz 2 a. F.). Das sich bislang aus § 124 Absatz 4 
terkommunaler Ebene stattfinden. Schon für Erschließungsverträge ergebende Schriftformerfor­
aufgrund der unterschiedlichen Sitzungs­ dernis folgt nunmehr aus dem für alle städtebaulichen 
termine der einzelnen Gemeinden kommt Verträge geltenden § 11 Absatz 3. 
es zu zeitlichen Verzögerungen. 

Mit der ausdrücklichen Zuordnung von Erschließungs-
Die Zurückstellung durch die Genehmigungsbehörde maßnahmen zu den städtebaulichen Maßnahmen in § 11 
um ein weiteres Jahr setzt einen Antrag der Gemeinde Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird mittelbar zugleich ge­
voraus, da die Zurückstellung durch die Genehmigungs­ regelt, dass nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Folge­
behörde nicht automatisch geschieht. Die Gemeinde als kostenverträge über die Erschließung geschlossen 
die zur Flächennutzungsplanung verpflichtete Stelle werden können. Denn der Begriff der städtebaulichen 
hat auch die Kenntnis über die besonderen Umstände, Maßnahme ist in beiden Regelungen im gleichen Sinne 
die die Zurückstellung über den zunächst bis zu einem zu verstehen. 
Jahr bestimmten Zeitraum rechtfertigen. 

In dem neuen § 11 Absatz 1 Satz 3 wird ausdrücklich ge-
Der Antrag nach Satz 4 sollte im Blick auf die anstehen- regelt, dass städtebauliche Verträge auch mit juristi­
de Entscheidung über die Genehmigung der betreffen­ schen Personen geschlossen werden können, an denen 
den Vorhaben so rechtzeitig gestellt werden, dass sich die Gemeinde beteiligt ist. Damit ist insbesondere für 
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Verträge über die Erschließung klargestellt, dass Ge­
meinden diese auch mit Eigengesellschaften abschlie­
ßen können. 

In § 11 Absatz 2 Satz 3 ist vorgesehen, dass eine Eigen­
beteiligung der Gemeinde nicht erforderlich ist, wenn 
der Vertragspartner Kosten oder sonstige Aufwendungen 
trägt oder übernimmt (vgl. § 124 Absatz 2 Satz 3 a. F.). 
Bei Anwendung der Vorschrift ist das Angemessenheits­
gebot des § 11 Absatz 2 Satz 1 zu beachten. Danach 
müssen die vereinbarten Leistungen „den gesamten 
Umständen nach“ angemessen sein (vgl. § 124 Absatz 3 
Satz 1 a. F.). Dies bedeutet nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts, dass die vereinbarten Leis­
tungen im Verhältnis zum Vertragszweck und im Ver­
hältnis untereinander ausgewogen sein müssen, wobei 
eine wirtschaftliche Betrachtungsweise des Gesamtvor­
gangs geboten ist (vgl. BVerwG, 10. August 2011 - 9 C 
6.10). Aus § 56 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes (VwVfG) folgt zudem, dass die Leistungen in 
sachlichem Zusammenhang stehen müssen (vgl. § 124 
Absatz 3 Satz 1 a. F.). 

§ 124	 Erschließungspflicht nach abgelehntem Ver­
tragsangebot 

Der neue § 124 übernimmt den Regelungsgehalt des 
§ 124 Absatz 3 Satz 2 a. F. Danach ist die Gemeinde ver­
pflichtet, die Erschließung durchzuführen, wenn die Ge­
meinde einen qualifizierten Bebauungsplan (§ 30 Ab­
satz 1) aufgestellt hat und das zumutbare Angebot zum 
Abschluss eines städtebaulichen Vertrags über die 
Erschließung ablehnt. 

Durch Änderung des § 242 Absatz 8 wird für Verträge, 
die vor dem 1. Mai 1993 abgeschlossen worden sind, an­
geordnet, dass § 124 Absatz 2 Satz 2 in der bis zum 
21. Juni 2013 geltenden Fassung weiter anzuwenden ist. 

2.10.2 	Baukulturelle Belange als Gegenstand städtebau­
licher Verträge 

In § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird ausdrücklich 
hervorgehoben, dass städtebauliche Verträge auch über 
die Berücksichtigung baukultureller Belange geschlos­
sen werden können. Damit kann unter anderem die 
Durchsetzung solcher städtebaulicher und stadtgestal­
terischer Anliegen erreicht werden, die durch den ab­
schließenden Festsetzungskatalog des § 9 einschließlich 
der nach § 9 Absatz 4 auf Landesrecht beruhenden (Ge­
staltungs-)Festsetzungen nicht hinreichend verbindlich 
gemacht werden können. 

2.11 	 Ausübung des Vorkaufsrechts zugunsten Dritter 
(§ 27a) 

In § 27a ist Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie Absatz 3 
Satz 2 geändert worden. Dabei ist in Absatz 1 Nummer 1 
die bisher bestehende Einschränkung der Zweckbestim­
mung des gemeindlichen Vorkaufsrechts zugunsten Drit­
ter auf wohnungspolitische Zwecke entfallen, sodass 
grundsätzlich die Ausübung des Vorkaufsrechts in allen 

Fällen, in denen nach den Vorschriften des Baugesetz­
buchs ein Vorkaufsrecht der Gemeinde besteht, zuguns­
ten eines Dritten erfolgen kann. Ein verwaltungstech­
nisch und fiskalisch aufwendiger Durchgangserwerb 
der Gemeinde kann damit vermieden werden. Die Än­
derung in Absatz 3 Satz 2 trägt der Änderung in Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 durch einen weiter gefassten Anwen­
dungsbereich Rechnung (Folgeänderung). 

3 	Zulässigkeit von Vorhaben 

3.1 	 Befreiungen aus Gründen des Wohls der Allgemein­
heit, einschließlich des Bedarfs zur Unterbringung 
von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden (§ 31 Ab­
satz 2 Nummer 1) 

Es obliegt der Prüfung im jeweiligen Einzelfall, ob eine 
Ausnahme oder Befreiung in Betracht kommt. Dabei 
wird es in der Regel auf das zulässige Nutzungsspekt­
rum und die spezifische Zweckbestimmung des Bau­
gebiets sowie auf die geplante Kapazität der Flücht­
lingsunterkunft im Verhältnis zu dem baulichen Kontext 
entscheidend ankommen. Klarstellend ergänzt der Bun­
desgesetzgeber § 31 Absatz 2 Nummer 1 BauGB in­
sofern, dass die Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
sich auch auf den Bedarf der Unterbringung von 
Flüchtlingen und Asylbegehrenden erstrecken. 

Wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass die 
Grundzüge der Planung berührt werden, liegt es nahe, 
einen bestehenden Bebauungsplan zu ändern bezie­
hungsweise einen neuen Bebauungsplan aufzustellen. 
Auch von den Festsetzungen eines in Aufstellung be­
findlichen Bebauungsplans kann unter den Vorausset­
zungen des § 31 Absatz 2 BauGB befreit werden. 

3.2 	 Abweichungen vom Erfordernis des Einfügens bei 
Wohnzwecken dienenden Anlagen (§ 34 Absatz 3a) 

§ 34 Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 erfasst nunmehr neben 
der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder 
Erneuerung eines zulässigerweise errichteten Gewerbe-
oder Handwerksbetriebs und der Erweiterung, Ände­
rung oder Erneuerung einer zulässigerweise errichteten, 
Wohnzwecken dienenden baulichen Anlage auch die 
Nutzungsänderung eines zulässigerweise errichteten Ge­
werbe- oder Handwerksbetriebs in ein Wohngebäude. 

Damit wird der Anwendungsbereich der Vorschrift ent­
sprechend erweitert und dem Gedanken der Stärkung 
der Innenentwicklung Rechnung getragen. Durch Er­
messensentscheidung ermöglicht die Neuregelung zu­
sätzliche bauliche Maßnahmen in vorhandenen in der 
Regel gewachsenen Gemengelagen und ermöglicht so 
eine behutsame (Innen-)Entwicklung unter Verzicht auf 
ein Bebauungsplanverfahren. Insbesondere soll die Nut­
zungsänderung eines Gewerbe- oder Handwerksbetriebs 
zu Wohnzwecken mit erfasst werden. Lediglich der um­
gekehrte Fall einer Nutzungsänderung, also einer Ände­
rung der Wohnnutzung in eine Gewerbe- beziehungs­
weise Handwerksnutzung, soll auch weiter nicht von der 
Vorschrift des § 34 Absatz 3a erfasst sein. 
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Die Regelung ist ebenso wie die bisherige nur dann von 
Bedeutung, wenn das Einfügungsgebot des § 34 Absatz 1 
nicht erfüllt ist, da anderenfalls das Vorhaben bereits 
nach § 34 Absatz 1 zulässig ist. Der Rahmen für eine 
mögliche Erweiterung wird durch das Kriterium des 
„Dienens“ gefasst. Um Konflikte in Gemengelagen zu 
lösen, gelten wie bislang auch alle weiteren Vorausset­
zungen des § 34 Absatz 3a Satz 1 Nummer 2 und 3, also 
die städtebauliche Vertretbarkeit und die Vereinbarkeit 
mit öffentlichen Interessen auch unter Würdigung nach­
barlicher Interessen. Dabei ist die Bewertung der „städte­
baulichen Vertretbarkeit“ an den Vorschriften des § 1 
Absatz 6 und 7 sowie am Trennungsgrundsatz des § 50 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu 
messen. Bei der Würdigung nachbarlicher Interessen sind 
insbesondere die Interessen bereits bestehender Gewer­
be- und Handwerksbetriebe zu beachten und zu prüfen, 
inwiefern unter dem Gesichtspunkt der Beachtung des 
Rücksichtnahmegebots nach § 15 BauNVO Abwehr­
rechte gegen eine heranrückende Wohnbebauung entste­
hen könnten. Rechtsfolge des § 34 Absatz 3a bleibt, dass 
bei Vorliegen der Voraussetzungen ein Vorhaben im Ein­
zelfall unter ordnungsgemäßer Ermessensausübung zu­
gelassen werden kann. 

Abweichung vom Erfordernis des Einfügens bei Um­
nutzung von Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungs­
gebäuden in bauliche Anlagen, die der Unterbrin­
gung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen 

Gemäß § 246 Absatz 8 BauGB kann, befristet bis zum 
31. Dezember 2019, von dem Erfordernis des Einfügens 
abgewichen werden, wenn zulässigerweise errichtete 
Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungsgebäude in bauliche 
Anlagen umgenutzt werden sollen, die der Unterbrin­
gung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen. 
Selbiges gilt für deren Erweiterung, Änderung oder Er­
neuerung. Zu beachten bei der Anwendung des § 34 Ab­
satz 3a in Verbindung mit § 246 Absatz 8 BauGB ist, 
dass die Voraussetzungen des § 34 Absatz 3a Nummer 1 
bis 3 BauGB weiterhin kumulativ vorliegen müssen. 

3.3 	 Ausnahmen und Befreiungen bei Innenbereichs­
satzungen (§ 34 Absatz 5) 

Aufgrund der Änderung des § 34 Absatz 5 Satz 3 ist 
auch § 31 auf Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Num­
mer 2 und 3 entsprechend anwendbar. Daher können 
auch von den Festsetzungen von sogenannten Entwick­
lungs- sowie Einbeziehungs- oder Ergänzungssatzun­
gen Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 zugelassen 
werden. Soweit es sich um faktische Baugebiete nach 
§ 34 Absatz 2 handelt, bei denen sich die Zulässigkeit ei­
nes Vorhabens nach seiner Art allein danach richtet, ob 
es nach der Baunutzungsverordnung in dem jeweiligen 
Baugebiet zulässig wäre, ergibt sich die Möglichkeit der 
Zulassung von Ausnahmen und Befreiungen unmittel­
bar aus § 34 Absatz 2 Halbsatz 2. Ein Rückgriff auf § 34 
Absatz 5 Satz 3 ist nur möglich und erforderlich, wenn 
die Satzung ergänzende Festsetzungen zur Zulässigkeit 
enthält, von denen abgewichen werden soll. 

Die Regelung ist auf Klarstellungssatzungen nach § 34 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 nicht anwendbar, da diese 
Satzungen nach § 34 Absatz 5 Satz 2 keine ergänzenden 
Festsetzungen enthalten dürfen. 

3.4 	 Einschränkung der Privilegierung bei gewerblichen 
Tierhaltungsanlagen 

3.4.1 	Allgemeines 

Gewerbliche Tierhaltungsanlagen sind nur noch gemäß 
§ 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 im Außenbereich zu­
lässig, sofern sie nicht einer standortbezogenen oder all­
gemeinen Vorprüfung oder einer Umweltverträglichkeits­
prüfung nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungs­
gesetz (UVPG) unterliegen. Für die Frage der Privile­
gierung kommt es maßgeblich auf die „unterste Schwel­
le“ der Nummer 7 des Anhangs 1 UVPG und die dort 
genannten Tierbestandszahlen an (siehe Anlage). 

Nicht privilegiert sind Vorhaben zur: „Errichtung, 
Änderung oder Erweiterung einer baulichen Anlage 
zur Tierhaltung, die dem Anwendungsbereich der Num­
mer 1 nicht unterfällt und die einer Pflicht zur Durch­
führung einer standortbezogenen oder allgemeinen Vor­
prüfung oder einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterliegt, wobei bei kumulierenden Vorhaben für die 
Annahme eines engen Zusammenhangs diejenigen Tier­
haltungsanlagen zu berücksichtigen sind, die auf dem­
selben Betriebs- oder Baugelände liegen und mit ge­
meinsamen betrieblichen oder baulichen Einrichtungen 
verbunden sind“. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gemeinden bereits 
durch bisher geltendes Recht verschiedene Möglichkei­
ten zur Steuerung von Anlagen der Intensivtierhaltung 
hatten und haben. Deren konsequente Anwendung kann 
auf Ebene des Flächennutzungsplans Konzentrations­
zonen mit Wirkungen im Sinne von § 35 Absatz 1 Satz 3 
für Vorhaben der gewerblichen Tierhaltung (§ 35 Absatz 1 
Nummer 4) darstellen sowie im Rahmen der verbind­
lichen Bebauungsplanung entsprechende Sondergebiete 
zur Steuerung von Tierhaltungsanlagen - sowohl land­
wirtschaftlicher als auch gewerblicher Natur - festset­
zen. Zur Vermeidung des Entstehens von Konflikten 
zwischen Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde und 
landwirtschaftlichen beziehungsweise gewerblichen Tier­
haltungsanlagen im Außenbereich werden die Gemein­
den auch weiterhin angehalten die in § 2 Absatz 1 ver­
ankerte Pflicht zur Aufstellung der Bauleitpläne wahr­
zunehmen. 

Die bauplanungsrechtliche Prüfung hat sich auf das 
„Vorhaben“ im Sinne von § 29 Satz 1 zu beziehen. Da­
bei kann es sich um die Errichtung, Änderung oder 
Erweiterung einer baulichen Anlage handeln. Die 
Errichtung bedeutet die Herstellung einer Tierhaltungs­
anlage. Dazu gehört auch die Neuerrichtung einer Tier­
haltungsanlage unter Beseitigung einer vorhandenen. 
Unter Änderung ist die Umgestaltung der baulichen 
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Substanz einer baulichen Anlage zu sehen, unabhängig 
davon, ob die Umgestaltung die äußere oder innere Ge­
stalt des Gebäudes betrifft. Erweiterungen sind bauli­
che Maßnahmen, die den vorhandenen Bestand ergän­
zen (insoweit kann man auch von quantitativer Ände­
rung sprechen). Maßgeblich ist, dass die bauliche Anla­
ge in städtebaulich relevanter Weise baulich umgestaltet 
wird. 

Von der Neuregelung nicht erfasst ist eine reine Nut­
zungsänderung. Allgemein ist unter Nutzungsände­
rung eine Änderung der Nutzungsweise zu verstehen, 
durch die der Anlage eine von der bisherigen Nutzung 
abweichende Zweckbestimmung gegeben, das heißt die 
ihr bisher zugewiesene Funktion in rechtserheblicher 
Weise geändert wird. Wenn diese Nutzungsänderung 
von einer Änderung der Bausubstanz begleitet ist, han­
delt es sich zugleich um eine (bauliche) Änderung, die 
von der Beschränkung des Privilegierungstatbestandes 
erfasst wird. Nutzungsänderungen, die nicht mit einer 
baulichen Änderung verbunden sind, werden von der 
Beschränkung des Privilegierungstatbestandes jedoch 
nicht erfasst. Insbesondere wird ein bloßer Wechsel von 
der landwirtschaftlichen zur gewerblichen Tierhaltung, 
ohne dass bauliche Maßnahmen vorgenommen werden 
(zum Beispiel aufgrund der Verpachtung landwirt­
schaftlicher Nutzfläche), nicht von der Neuregelung in 
§ 35 Absatz 1 Nummer 4 erfasst. 

Wenn ein Wechsel der Tierart (zum Beispiel Wechsel 
von Hennenhaltung auf Haltung von Mastschweinen) 
mit umfassenden baulichen Änderungen der Anlage 
verbunden ist, handelt es sich um keine bloße Nut­
zungsänderung, sondern um eine bauliche Änderung, 
die von der Neuregelung erfasst ist. Dies kann insbeson­
dere der Fall sein, wenn durch die Haltung einer anderen 
Tierart nachteilige Auswirkungen auf die in § 1 des Bun­
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) genannten 
Schutzgüter hervorgerufen werden können (zum Bei­
spiel höhere oder andere Emissionen/Immissionen) und 
diese höheren oder anderen Emissionen/Immissionen 
durch die verfahrensführende Genehmigungsbehörde 
festgestellt worden sind. Wenn ein Wechsel der Tierart 
beabsichtigt ist, der lediglich der baulichen Betriebs­
anpassung bedarf, die äußere Gestalt der baulichen 
Anlage von der Anpassung unberührt bleibt und von der 
Anpassung nicht die Verpflichtung zur Durchführung 
einer UVP ausgelöst wird, kann es sich im Einzelfall um 
ein nach § 35 Absatz 2 genehmigungsfähiges Vorhaben 
handeln. 

Es ist davon auszugehen, dass Reparatur- und Instand­
setzungsarbeiten keine Änderung im Sinne des § 29 
Absatz 1 und damit auch nicht im Sinne des § 35 Absatz 1 
Nummer 4 sind, wenn sie nur die weitere Nutzung des 
Bestandes in der bisherigen Weise ermöglichen und vom 
Bestandsschutz gedeckt sind (vgl. Krautzberger in Ernst/ 
Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB Stand 107. EL 
Jan. 2013, § 29 Rn. 39). Als Reparaturen werden Maß­
nahmen betrachtet, die den Bestand eines Gebäudes durch 
Beseitigung von Mängeln unter Wahrung seines 

bisherigen Nutzungszwecks unverändert erhalten. Sie 
umfassen Arbeiten, die dem Verfall einer Anlage ent­
gegenwirken, ohne deren Identität zu verändern. Die 
Abgrenzung zur Änderung ergibt sich damit aus dem 
Zweck der baulichen Maßnahme im Einzelfall, aber (zu­
sätzlich) auch aus dem Umfang der beabsichtigten Bau-
arbeiten. Bauliche Änderungen sind nur dann als unwe­
sentlich anzusehen, wenn sie auf eine Erhaltung des 
Bestands des Gebäudes und auf die Wahrung seines bis­
herigen Nutzungszwecks gerichtet sind. Sie dürfen, um 
noch als unwesentlich zu gelten, nicht von solchem 
Umfang und solcher Qualität sein, dass sie die Geneh­
migungsfrage neu aufwerfen (vgl. BVerwG, 10.10.2005 ­
4 B 60/05). Ob eine Maßnahme, die aufgrund von nach­
träglichen Anordnungen beziehungsweise gesetzlichen 
Änderungen getroffen werden soll, entsprechend der zu 
Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten dargestellten 
Wertung zu beurteilen ist, bedarf der Prüfung des Ein­
zelfalls. 

Für die Beurteilung der Frage, ob es sich bei der Errich­
tung, Änderung oder Erweiterung einer baulichen An­
lage zur Tierhaltung um ein Vorhaben handelt, das einer 
Pflicht zur Durchführung einer standortbezogenen 
oder allgemeinen Vorprüfung oder einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung unterliegt, sind die Bestimmun­
gen der §§ 3b ff. in Verbindung mit Anlagen 1 und 2 
UVPG maßgeblich2. 

Anlagen zur Tierhaltung im Sinne von § 35 Absatz 1 
Nummer 4 sind Anlagen zur Intensivhaltung oder -auf­
zucht im Sinne der Anlage 1 zum UVPG. 

Gemäß §§ 3b ff. UVPG ist eine UVP-Pflicht bezie­
hungsweise eine Vorprüfung des Einzelfalls für unter­
schiedliche Fallgruppen vorgesehen. Zu unterscheiden 
sind: 

1.	 Neuvorhaben gemäß § 3b Absatz 1 und § 3c Satz 1 
bis 4 UVPG, 

2.	 kumulierende Vorhaben gemäß § 3b Absatz 2 Satz 1 
und 2 und § 3c Satz 5, 

3.	 Änderungen oder Erweiterungen bisher nicht UVP­
pflichtiger Vorhaben gemäß § 3b Absatz 3 und § 3c 
Satz 5 UVPG und Änderungen oder Erweiterungen 
UVP-pflichtiger Vorhaben gemäß § 3e Absatz 1 
UVPG. 

3.4.2 	 Neubau einer baulichen Anlage zur Tierhaltung (§ 3b 
Absatz 1 und § 3c Satz 1 bis 4 UVPG) 

http://www.bmu.de/N6379
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die Prüfwerte für vorprüfungspflichtige Vorhaben (so­
genannte „A- und S-Vorhaben“) der Anlage 1 zum 
UVPG erreicht oder überschritten werden. Ein die Tier­
haltung betreffender Auszug der Anlage 1 zum UVPG 
ist als Anlage beigefügt. 

Beispiele:	 Die Errichtung einer baulichen Anlage zur 
Intensivhaltung von 14 999 Hennen ist vom 
Privilegierungstatbestand erfasst, da der 
Schwellenwert in Nummer 7.1.3 der Anlage 1 
zum UVPG nicht erreicht wird. 

Die Errichtung einer baulichen Anlage zur 
Intensivhaltung oder -aufzucht von 501 Käl­

bern ist nicht mehr vom Privilegierungstat­
bestand erfasst und kann im Außenbereich 
nur nach einer entsprechenden Bauleitpla­
nung der Gemeinde verwirklicht werden, da 
der Schwellenwert in Nummer 7.6.2 der An­
lage 1 zum UVPG überschritten wird. 

Bei gemischten Beständen muss das Erreichen der 
Schwellenwerte rechnerisch ermittelt werden. Die vor­
handenen beziehungsweise die geplanten Tierplatz­
zahlen der jeweiligen Tierart werden durch die Schwel­
lenwerte dividiert und in Prozentzahlen umgerechnet. 
Ist die Summe der Prozentzahlen mindestens 100 oder 
höher, wird die Grenze der UVP-Pflichtigkeit erreicht. 

Beispiel: 
(Anlage zur Intensivtierhaltung oder -aufzucht von Tieren in gemischten Beständen, Nummer 7.1.3) 
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3.4.3 	Kumulierende Vorhaben 

Die Verpflichtung zur Durchführung einer UVP bezie­
hungsweise einer UVP-Vorprüfung kann auch bei ku­
mulierenden Vorhaben bestehen. Kumulierende Vorha­
ben sind Vorhaben derselben Art, die gleichzeitig von 
demselben oder mehreren Trägern verwirklicht werden 
sollen und in einem engen Zusammenhang stehen (§ 3b 
Absatz 2 Satz 1 UVPG; bei Vorprüfungsvorhaben: in 
Verbindung mit § 3c Satz 5 UVPG). 

Liegen die Kumulierungsvoraussetzungen vor (siehe 
Nummer 3.4.2), sind die Größen- oder Leistungswerte 
beziehungsweise die Prüfwerte der kumulierenden Vor­
haben zu addieren und festzustellen, ob die Größen- oder 
Leistungswerte beziehungsweise Prüfwerte der Anlage 1 
zum UVPG erreicht oder überschritten werden. 

Für die Annahme eines engen Zusammenhangs sind 
bei kumulierenden Vorhaben diejenigen Tierhaltungs­
anlagen zu berücksichtigen, die auf demselben Betriebs-
oder Baugelände liegen und mit gemeinsamen betrieb­
lichen oder baulichen Einrichtungen verbunden sind 
(§ 35 Absatz 1 Nummer 4 letzter Halbsatz, der den Re­
gelungsgehalt des § 3b Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
UVPG aus Klarstellungsgründen wiederholt). 

3.4.4 	 Änderungen oder Erweiterungen bisher nicht UVP­
pflichtiger Vorhaben und UVP-vorprüfungspflichti­
ger Vorhaben 

Änderungen oder Erweiterungen bestehender Vorhaben 
können gemäß § 3b Absatz 3 beziehungsweise § 3e Ab­
satz 1 UVPG UVP- beziehungsweise UVP-vorprüfungs­
pflichtig sein. § 3b Absatz 3 UVPG regelt dabei den Fall, 
dass die maßgebenden Größen- und Leistungswerte 
durch die Erweiterung eines bestehenden (nicht UVP­
pflichtigen) Vorhabens erstmals erreicht oder überschrit­
ten werden. Das Vorhaben wächst sozusagen in die UVP-
Pflicht hinein. 

Beispiel 1: Bislang wurden in einer nicht UVP-vorprü­
fungspflichtigen Anlage 12 000 Hennen ge­
halten. Künftig sollen durch bauliche Ände­
rungen in der Anlage stattdessen mehr als 
3 000 Mastschweine gehalten werden (zwin­
gend UVP-pflichtiges Vorhaben nach § 3b 
Absatz 3 in Verbindung mit Anlage 1 Num­
mer 7.7.1 UVPG). Das Vorhaben ist vom 
Privilegierungstatbestand des § 35 Absatz 1 
Nummer 4 BauGB nicht erfasst. 

Nach § 3c Satz 5 in Verbindung mit § 3b Absatz 3 UVPG 
gilt Entsprechendes beim Erreichen der Prüfwerte für ei­
ne UVP-Vorprüfung. Demgegenüber setzt § 3e Absatz 1 
UVPG voraus, dass bereits ein UVP-pflichtiges Vorha­
ben vorliegt, das geändert oder erweitert werden soll. 
Nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG sind alle Ände­
rungen und Erweiterungen UVP-pflichtiger Vorhaben 
zumindest UVP-vorprüfungspflichtig (unabhängig vom 
Umfang der Änderung), so dass in diesen Fällen die Neu­

regelung des § 35 Absatz 1 Nummer 4 Halbsatz 2 greift. 
Der Ausschluss der Privilegierung ist demnach auch 
dann gegeben, wenn eine Vorprüfung ergeben würde, 
dass UVP-Belange nicht erheblich beeinträchtigt sind. 

Beispiel 2: Die bestehende Anlage zur Intensivhaltung 
von Hennen war bereits UVP-pflichtig, weil 
sie mehr als 60 000 Plätze umfasst (vgl. An­
lage 1 Nummer 7.1.1 UVPG). Werden durch 
eine Erweiterung 1 000 weitere Plätze für 
Hennen geschaffen, so ist dieses Vorhaben 
nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG UVP­
vorprüfungspflichtig und somit nicht vom 
Privilegierungstatbestand des § 35 Absatz 1 
Nummer 4 erfasst. 

3.5 	 Biomasseanlagen (§ 35 Absatz 1 Nummer 6 Buch­
stabe d) 

Die Neufassung des § 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchsta­
be d regelt, dass die Stromerzeugung aus Biogas nicht 
mehr an die Beschränkung von 2 Megawatt (MW) 
Feuerungswärmeleistung gebunden ist. Die für die bau­
liche Inanspruchnahme des Außenbereichs entscheiden­
de Begrenzung der jährlichen Biogas-Erzeugungskapa­
zität von 2,3 Millionen Normkubikmeter - über die sich 
maßgeblich die Kubatur der das Landschaftsbild prä­
genden baulichen Anlagen regelt - gilt jedoch fort. Die 
Änderung dient dazu, einen flexibleren Anlagenbetrieb 
für eine bedarfsorientiertere Stromerzeugung insbeson­
dere zum Ausgleich stark schwankender (fluktuieren­
der) Stromerzeugung aus Windkraft und Photovoltaik zu 
ermöglichen. Es soll damit bei stromerzeugenden Bio­
gasanlagen zeitweise eine höhere Stromerzeugung er­
möglicht werden, indem die Gesamtfeuerungsleistung 
der Biogas nutzenden Energieerzeugungsanlagen, zum 
Beispiel durch vollständige Ausnutzung des Leistungs­
potenzials des betriebenen Blockheizkraftwerkes oder 
durch den Einsatz eines weiteren Blockheizkraftwerkes 
am Standort der Biogasanlage, erhöht wird, ohne dass 
die Anlage insgesamt mehr Biogas erzeugt. Es gibt so­
mit keine Beschränkung der Feuerungswärmeleistung. 

Hierzu sieht § 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe d vor, 
dass für alle Anlagen zur energetischen Nutzung von 
Biogas - sowohl solche, die Biogas zur Aufbereitung und 
Einspeisung in das Erdgasnetz, als auch solche, die Bio­
gas direkt zur Stromerzeugung, zum Beispiel in einem 
Blockheizkraftwerk (BHKW), erzeugen - ausschließ­
lich der Grenzwert der Biogaserzeugungskapazität von 
2,3 Millionen Normkubikmeter gilt. Andere Anlagen im 
Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe d sind nur 
solche, die zur energetischen Verwertung von Biomasse 
kein Biogas erzeugen, sondern alle sonstigen mit Bio­
masse beschickten Feuerungsanlagen (zum Beispiel 
Holzverbrennungsanlagen). Für diese Anlagen gilt wei­
terhin die Grenze von 2 MW Feuerungswärmeleistung. 

Unverändert bleiben die sonstigen Anforderungen des 
§ 35 Absatz 1 Nummer 6. Insbesondere darf pro Hof­
stelle oder Betriebsstandort nur eine Biomasseanlage 
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betrieben werden (§ 35 Absatz 1 Nummer 6 Buchsta­
be c). 

Die Änderungen im § 35 Absatz 1 Nummer 4 können 
sich auch auf die Zulässigkeit von Biomasseanlagen 
auswirken. Bei Wegfall des Privilegierungstatbestands 
eines gewerblichen Tierhaltungsbetriebes entfällt auch 
die Privilegierung für die Biomasseanlage. 

3.6 	 Begünstigung der Neuerrichtung von ehemals land­
wirtschaftlich genutzten Gebäuden (§ 35 Absatz 4 
Satz 1) 

Der in § 35 Absatz 4 eingefügte Satz 2 begünstigt unter 
bestimmten Voraussetzungen die Neuerrichtung ehe­
mals land- oder forstwirtschaftlich genutzter Gebäude 
(§ 35 Absatz 1 Nummer 1), denen eine neue Nutzung zu­
gewiesen werden soll. Auch für diese Vorhaben gilt die 
Rechtsfolge des § 35 Absatz 4 Satz 1, wonach ihnen ein 
Widerspruch zu Darstellungen im Flächennutzungs­
plan, die Beeinträchtigung der natürlichen Eigenart der 
Landschaft und/oder die Befürchtung der Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung 
nicht entgegengehalten werden kann. Der Anwendungs­
vorrang der Vorschriften in § 35 Absatz 1 Nummer 2 ff. 
bleibt indes bestehen. 

Die Regelung zielt als Ausnahmevorschrift auf be­
stimmte Fallkonstellationen und kommt nur in begrün­
deten Einzelfällen zur Anwendung. Hier kommen nach 
der Gesetzessystematik jedoch nur städtebauliche (kei­
ne persönlichen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
oder andere) Gründe in Betracht. Beispiele für Fälle, in 
denen die zur Verfügung stehenden bisherigen Instru­
mente des § 35 Absatz 4 nicht ausgereicht hätten, erhal­
tenswerte Gebäude im Außenbereich erfolgreich zu er­
halten oder anderweitig zu nutzen, sind im Land Bran­
denburg nicht bekannt. Auch bleibt die juristische Aus­
legung des unbestimmten Rechtbegriffs des „begründe­
ten Einzelfalls“ abzuwarten. Vor diesem Hintergrund 
sind die einzelnen folgenden Tatbestandsmerkmale res­
triktiv zu interpretieren. 

a)	 Das vorhandene ursprüngliche Gebäude ist vom 
äußeren Erscheinungsbild auch zur Wahrung der 
Kulturlandschaft erhaltenswert. Das bloß wirt­
schaftliche Interesse des Vorhabenträgers an der 
Neuerrichtung des Gebäudes ist insoweit nicht aus­
reichend. Mit „äußerem Erscheinungsbild“ ist nur 
die äußere Gestalt des Gebäudes gemeint. 

b)	 Das ursprüngliche Gebäude besitzt entgegen dem 
äußeren Anschein keine erhaltenswerte Bausub­
stanz mehr (zum Beispiel infolge des Befalls mit 
Hausschwamm); es ist also so marode, dass nur eine 
Neuerrichtung in Betracht kommt. Mit Blick darauf, 
dass es sich um einen begründeten Einzelfall halten 
muss, ist insoweit grundsätzlich zu fordern, dass 
Modernisierungs- und Instandsetzungsarbeiten am 
bestehenden Gebäude baulich und wirtschaftlich 
unverhältnismäßig wären. 

c)	 Die äußere Gestalt des neu zu errichtenden Gebäu­
des entspricht in seiner Kubatur und seinen weiteren 
prägenden Merkmalen im Wesentlichen dem ur­
sprünglichen Gebäude (§ 35 Absatz 4 Satz 2 Halb­
satz 2 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b). § 35 Absatz 4 Satz 3 lässt - wie bislang be­
reits für die Fälle des § 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 
und 3 - geringfügige Erweiterungen des neuen Ge­
bäudes gegenüber dem bisherigen Gebäude zu. Als 
geringfügig dürften dabei jedenfalls solche Abwei­
chungen anzusehen sein, die gemäß der Sonderre­
gelung des § 248 zur sparsamen und effizienten 
Nutzung von Energie sowie gemäß § 23 Absatz 2 
Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 BauNVO bei Vor- und 
Zurücktreten von Gebäudeteilen gelten. 

d)	 Durch das Vorhaben ist keine stärkere Belastung des 
Außenbereichs zu erwarten als in den Fällen des 
§ 35 Absatz 4 Satz 1. Dieses Tatbestandsmerkmal 
verlangt wie die sonstigen in § 35 Absatz 4 Satz 1 
genannten teilprivilegierten Anwendungsfälle eine 
Orientierung am Grundsatz des Bestandsschutzes. 
Letztlich darf sich das neue Vorhaben nicht derartig 
vom bisherigen land- und forstwirtschaftlich ge­
nutzten Gebäude abheben, dass es dem Wesen des 
§ 35 Absatz 4 Satz 1 widerspricht. 

e)	 Nach § 35 Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2 gelten zudem 
die Vorgaben des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe c 
bis g entsprechend. Neben der Wahrung der äußeren 
Gestalt des Gebäudes ist auch zu fordern, dass die 
bisherige land- oder forstwirtschaftliche Nutzung 
nicht länger als vor sieben Jahren aufgegeben wor­
den ist (soweit die Länder nicht von der Ermächti­
gung des § 245b Absatz 2 Gebrauch gemacht ha­
ben), das Gebäude im räumlich-funktionalen Zu­
sammenhang mit der Hofstelle des land- oder forst­
wirtschaftlichen Betriebes steht, höchstens drei 
Wohnungen je Hofstelle auch bei einer Nutzungs­
änderung zu Wohnzwecken entstehen dürfen und 
eine Verpflichtungserklärung nach § 35 Absatz 4 
Satz 1 Buchstabe g abgegeben wird. 

f)	 Die Neuerrichtung des Gebäudes ist entsprechend 
dem unter anderem aus § 35 Absatz 3 ableitbaren 
allgemeinen Rücksichtnahmegebot auch mit nach­
barlichen Interessen (zum Beispiel aufgrund bereits 
ausgeübter land- und forstwirtschaftlicher Nutzun­
gen) vereinbar. Dies wird im Gesetzestext aus Klar­
stellungsgründen ausdrücklich betont. 

Die unter den Buchstaben a bis f genannten Vorausset­
zungen müssen kumulativ vorliegen. 

4 	Besonderes Städtebaurecht 

4.1 	 Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen (§ 136) 

Durch Ergänzungen in § 136 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe h und Absatz 4 Satz 2 
Nummer 1 sollen die Gemeinden auch mit städtebau­



267 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 11 vom 25. März 2015 

lichen Sanierungsmaßnahmen einen Beitrag zum Kli­
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Bei dem Rückbau- und Entsiegelungsgebot nach § 179 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 (sowie Satz 2) wurde aller­
dings an der Planakzessorietät festgehalten und ledig­
lich die Worte „des Bebauungsplans“ durch die Worte 
„eines Bebauungsplans“ ersetzt. 

4.3.3 	Abschöpfung von Vermögensvorteilen, die aufgrund 
gemeindefinanzierten Rückbaus bei Eigentümern 
eingetreten sind 

Auch mit dem angefügten § 179 Absatz 4 verbleibt es 
generell bei der Duldungspflicht der Eigentümer bezüg­
lich der vollständig oder teilweise zu beseitigenden bau­
lichen Anlage (keine eigene Rückbauverpflichtung). 
Allerdings sollen die Eigentümer, im Gegensatz zur bis­
herigen Rechtslage, an den Kosten des Rückbaus von 
„Schrottimmobilien“ bis zu der Höhe beteiligt werden, 
bis zu der ihnen Vermögensvorteile durch die Beseiti­
gung der baulichen Anlage entstehen (Kostenerstat­
tungsbetrag). Der Vermögensvorteil wird in der Regel 
darin bestehen, dass ein frei geräumtes Grundstück 
einen höheren Verkehrswert hat als ein noch von einer 
aufstehenden maroden baulichen Anlage zu befreiendes 
Grundstück. Die Vermögensvorteile können durch 
Wertermittlungsgutachten der Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte (§ 192) abschließend bestimmt wer­
den. Zur Ermittlung des Verkehrswertes stehen den Gut­
achterausschüssen entsprechende Wertermittlungsver­
fahren zur Verfügung, bei denen der Verkehrswert des 
Grundstücks vor Beseitigung der baulichen Anlage mit 
dem Verkehrswert nach der Beseitigung der baulichen 
Anlage unter Berücksichtigung der Lage und der Nut­
zungsmöglichkeiten des Grundstücks verglichen wird. 

4.3.4 	 Geltendmachung des Kostenerstattungsbetrages 

Der Kostenerstattungsbetrag kann gemäß § 179 Absatz 4 
Satz 2 nach der vollständigen oder teilweisen Beseiti­
gung der baulichen Anlage durch Verwaltungsakt geltend 
gemacht werden. 

Für Klagen gegen die Geltendmachung des Kosten­
erstattungsbetrages ist in § 217 Absatz 1 Satz 1 die Zu­
ständigkeit der Baulandgerichte begründet worden, da 
diese nach § 217 Absatz 1 Satz 2 auch für Ansprüche des 
Eigentümers auf Entschädigung oder Übernahme nach 
§ 179 Absatz 3 zuständig sind. Zwischen den Ansprü­
chen aus § 179 Absatz 3 und 4 besteht ein sachlicher 
Zusammenhang, der im Streitfall eine einheitliche Zu­
ständigkeit erfordert. Der Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung bezüglich der durch Bescheid geltend ge­
machten Kostenerstattung hat nach § 224 Satz 1 keine 
aufschiebende Wirkung. 

4.3.5 	 Öffentliche Last des Kostenerstattungsbetrages 

Der Kostenerstattungsbetrag ruht gemäß § 179 Absatz 4 
Satz 3 als öffentliche Last auf dem Grundstück. Ent­
sprechende Vorschriften gibt es bereits für den Erschlie­
ßungsbeitrag nach § 134 Absatz 2 und für den Kosten­
erstattungsbetrag nach § 135a Absatz 3 Satz 4. Der Be­

griff „öffentliche Last“ ist gesetzlich nicht definiert. Er 
ist in Bezug auf § 134 Absatz 2 dahingehend zu verste­
hen, dass ein auf öffentlich-rechtlicher Grundlage beste­
hendes dingliches Verwertungsrecht besteht. Er ist ein 
auf dem öffentlichen Recht beruhendes Grundpfand­
recht am belasteten Grundstück, das dem Gläubiger ein 
Befriedigungsrecht an dem haftenden Grundstück ge­
währt (siehe unter anderem die Darlegungen von Ernst 
in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, Stand 
107. EL 2013, § 134, Rn. 15 - 24). 

Nach der Rechtsprechung des BVerwG zum Erschlie­
ßungsbeitragsrecht (Urteil vom 15.11.1973 - IV 148.73) 
richtet sich im Übrigen das Schicksal der Forderung 
nach dem Kommunalabgabengesetz des Landes Bran­
denburg (KAG) mit Verweisen auf die Abgabenordnung 
des Bundes. 

Im Falle der Zwangsversteigerung hat die „öffentliche 
Last“ das Vorrecht der dritten Rangklasse gemäß § 10 
Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes über die Zwangsver­
steigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG), wenn der 
Betrag im Zeitpunkt der Beschlagnahme des Grund­
stücks gemäß § 20 ZVG (= Anordnung der Zwangsver­
steigerung) nicht länger als vier Jahre im Rückstand ist, 
anderenfalls in der siebten Rangklasse, es sei denn, die 
Versteigerung wird wegen des Kostenerstattungsrück­
standes betrieben - dann fünfte Rangklasse -. Der An­
spruch muss allerdings spätestens im Versteigerungster­
min vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten an­
gemeldet werden, wenn der Anspruch in das geringste 
Gebot aufgenommen werden soll. Bei der Versteigerung 
wird nur ein Gebot zugelassen, durch das die dem An­
spruch des betreibenden Gläubigers vorgehenden Rech­
te sowie die Verfahrenskosten gedeckt werden. Die 
rechtzeitige Anmeldung des Anspruches ist erforderlich, 
da die öffentliche Last nicht aus dem Grundbuch er­
sichtlich ist, weil sie dort gemäß § 54 der Grundbuch­
ordnung (GBO) nicht eingetragen werden kann. Der öf­
fentliche Glaube des Grundbuchs erstreckt sich daher 
nicht auf die öffentliche Last. Sollen Forderungen ge­
stundet werden, ist möglichst die Form der Verrentung 
zu wählen, da dann die einzelnen Rentenbeträge wieder­
kehrende Leistungen darstellen und daher den Vorrang 
aus der dritten Rangklasse genießen, soweit es sich um 
laufende Beiträge und Rückstände aus den letzten bei­
den Jahren handelt. 

5 	 Wertermittlung (§ 192 Absatz 3, § 195 Absatz 1, § 197 
Absatz 2, § 198 Absatz 2, § 199 Absatz 2) 

Mit den Änderungen sollen die bundesrechtlichen Rah­
menbedingungen für die Arbeit der Gutachterausschüs­
se für Grundstückswerte verbessert werden. Dies betrifft 
zum einen die Zusammenarbeit und den Informations­
austausch mit den Finanzbehörden. Hierzu ist der 
Bedienstete der zuständigen Finanzbehörde nicht nur 
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anspruch der Gutachterausschüsse gegenüber den Fi­
nanzbehörden für Auskünfte über Grundstücke zum 
Zwecke der Ermittlung von Verkehrswerten und der für 
die Wertermittlung erforderlichen Daten einschließlich 
der Bodenrichtwerte als Ausnahme zum Steuergeheim­
nis erweitert worden (§ 197 Absatz 2). 

Weitere Änderungen sind vorgenommen worden, um 
von der Praxis aufgeworfene Einzelfragen zu regeln: 

- Mit der Änderung in § 195 Absatz 1 Satz 1 wird aus­
drücklich eine Übersendungspflicht für Erbbau­
rechtsbestellungsverträge auch für solche Erbbau­
rechte begründet, die erneut bestellt werden. 

- Die Änderung in § 198 Absatz 2 verdeutlicht die 
Aufgabenstellung der oberen Gutachterausschüsse 
und zentralen Geschäftsstellen, auch zu einer bun­
desweiten Grundstücksmarkttransparenz beizutragen. 

- Bei den Verordnungsermächtigungen für die Länder 
nach § 199 Absatz 2 wird deren Regelungsbefugnis 
ausdrücklich auch für die Bildung der zentralen 
Geschäftsstellen (Nummer 1) sowie die Bestim­
mung der Häufigkeit der Bodenrichtwertermittlung 
(Nummer 4) aufgenommen. 

6 	 Überleitungsregelungen (§ 245a BauGB, § 25d 
BauNVO) 

6.1 	 Allgemeine Überleitungsvorschriften (§ 233) 

Neben den nachfolgend erläuterten besonderen Über­
leitungsregelungen gilt auch die allgemeine Über­
leitungsvorschrift des § 233 über den Abschluss von 
Bauleitplanverfahren, die vor Inkrafttreten einer Ände­
rung des Baugesetzbuchs eingeleitet worden sind, über 
die Planerhaltung sowie über die Fortgeltung vorhande­
ner Pläne, Satzungen und Entscheidungen. 

6.2 	 Anwendung der geänderten Regelungen der Bau­
nutzungsverordnung auf bestehende Bebauungsplä­
ne (§ 245a Absatz 1) 

Änderungen der Baugebietsvorschriften der Baunut­
zungsverordnung gelten grundsätzlich nur für künftige 
Bebauungspläne und gegebenenfalls unmittelbar dann, 
wenn es sich im Einzelfall um ein faktisches Baugebiet 
handelt (vgl. § 34 Absatz 2). 

§ 245a Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass 

- § 3 Absatz 2 Nummer 2 BauNVO zur allgemeinen 
Zulässigkeit von Kinderbetreuungsanlagen in reinen 
Wohngebieten sowie 

- § 14 Absatz 3 BauNVO zur Zulässigkeit von Anla­
gen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und von 
Kraft-Wärme-Kopplung 

auch auf Bebauungspläne Anwendung finden, die vor 
dem 20. September 2013 in Kraft getreten sind. 

Die „Rückwirkung“ auf einen bestehenden Bebauungs­
plan tritt nach § 245a Absatz 1 Satz 2 in Bezug auf 
Anlagen zur Kinderbetreuung nicht ein, wenn in diesem 
Bebauungsplan die bisherige ausnahmsweise Zulässig­
keit dieser Anlagen (als Anlagen für soziale Zwecke; § 3 
Absatz 3 Nummer 2 BauNVO) durch Festsetzungen 
nach § 1 Absatz 6 Nummer 1, Absatz 8 und 9 BauNVO 
noch vor dem 20. September 2013 ausgeschlossen wor­
den ist. Denn in diesem Fall haben die Gemeinden mit 
einer entsprechenden Festsetzung einen anders lauten­
den planerischen Willen bekundet, der gesetzlich nicht 
ignoriert werden soll. 

6.3 	 Bauleitplanerische Möglichkeiten der Gemeinden 
im Hinblick auf die Änderungen der Baunutzungs­
verordnung (§ 245a Absatz 2) 

Bei Bebauungsplänen, die nach dem 20. September 
2013 aufgestellt werden, kann die Zulässigkeit von An­
lagen zur Kinderbetreuung (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 
BauNVO) sowie von Anlagen zur Nutzung von solarer 
Strahlungsenergie und von Kraft-Wärme-Kopplung 
(§ 14 Absatz 3 BauNVO) nach den Vorschriften der 
BauNVO (vgl. § 1 Absatz 5, 8 und 9 sowie § 14 Absatz 1 
Satz 3 BauNVO) eingeschränkt oder ausgeschlossen 
werden. 

§ 245a Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass dies auch in 
Fällen des § 245a Absatz 1 gilt, wenn also die Neurege­
lungen in § 3 Absatz 2 Nummer 2 und § 14 Absatz 3 
BauNVO auf bestehende Bebauungspläne Anwendung 
finden. Für die Einschränkung oder den Ausschluss der 
Zulässigkeit sind die allgemeinen Regeln über die 
Änderung von Bebauungsplänen, einschließlich der 
Vorschriften über die Veränderungssperre und die 
Zurückstellung von Baugesuchen nach §§ 14 bis 18, 
anwendbar. In der Praxis dürfte im Regelfall ein verein­
fachtes Verfahren nach § 13 in Betracht kommen. 

Nach § 245a Absatz 2 Satz 2 konnten entsprechende 
Änderungsverfahren bereits vor dem Eintritt der „Rück­
wirkung“ nach § 245a Absatz 1 am 20. September 2013 
eingeleitet werden. Insbesondere können auch entspre­
chende Veränderungssperren beschlossen werden. § 245a 
Absatz 2 ist zu diesem Zweck bereits am 21. Juni 2013 
in Kraft getreten. 

6.4 	 Bauleitplanerische Möglichkeiten der Gemeinden 
im Hinblick auf die geänderte Privilegierung von 
Anlagen der Intensivtierhaltung (§ 245a Absatz 3) 

Entfalten Darstellungen zu Tierhaltungsanlagen im Sin­
ne von § 35 Absatz 1 Nummer 4 in Flächennutzungs­
plänen, die vor dem 20. September 2013 in Kraft getre­
ten sind, Rechtswirkungen nach § 35 Absatz 3 Satz 3, 
dürfte es im Regelfall dem planerischen Willen der Ge­
meinden entsprechen, dass diese Rechtswirkungen auch 
weiterhin für diejenigen Tierhaltungsanlagen gelten, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes im Außenbe­
reich privilegiert bleiben. Dies soll in § 245a Absatz 3 
Satz 1 daher ausdrücklich geregelt werden. 
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Im Einzelfall kann sich jedoch die Situation ergeben, 
dass unter Geltung des geänderten § 35 Absatz 1 Num­
mer 4 die Rechtsfolge des § 245a Absatz 3 Satz 1 im 
Widerspruch zum planerischen Willen der Gemeinde 
steht. Zur Wahrung der kommunalen Planungshoheit 
findet in diesen Fällen § 245a Absatz 3 Satz 1 keine 
Anwendung. Dies stellt die Gemeinde nach § 245a 
Absatz 3 Satz 2 in einem Beschluss fest, der ortsüblich 
bekannt zu machen ist. Mit der ortsüblichen Bekannt­
machung des Beschlusses gelten die entsprechenden 
Darstellungen des Flächennutzungsplans als aufgeho­
ben; der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichti­
gung anzupassen (§ 245a Absatz 3 Satz 3). 

6.5 	 Intensivtierhaltung bei bereits eingeleitetem Zulas­
sungsverfahren (§ 245a Absatz 4) 

Nach § 245a Absatz 4 soll bei Genehmigungsverfahren 
für gewerbliche Tierhaltungsanlagen, die vor Ablauf des 
4. Juli 2012, also dem Tag des Kabinettbeschlusses zum 
Regierungsentwurf, ordnungsgemäß eingeleitet worden 
sind, § 35 Absatz 1 Nummer 4 in seiner bisherigen 
Fassung Anwendung finden. Für die ordnungsgemäße 
Einleitung des Genehmigungsverfahrens enthält § 3 der 
Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im­
missionsschutzgesetzes (9. BImSchV) entsprechende 
Vorgaben.  

6.6 	 Überleitungsregelung für in Kraft befindliche Be­
bauungspläne (§ 25d BauNVO) 

Ist der Entwurf eines Bauleitplans vor dem 20. Septem­
ber 2013 nach § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs öffent­
lich ausgelegt worden, ist auf ihn die Baunutzungsver­
ordnung in der bis zum 20. September 2013 geltenden 
Fassung anzuwenden. Das Recht der Gemeinde, das 
Verfahren zur Aufstellung des Bauleitplans erneut ein­
zuleiten, bleibt unberührt (siehe auch Nummer 8.4). 

7 	 Sonderregelungen für einzelne Länder; Sonderrege­
lungen für Flüchtlingsunterkünfte (§ 246) 

7.1 	 Sonderregelungen für Flüchtlingsunterkünfte (§ 246 
Absatz 8 bis 10) 

Nach § 246 Absatz 8 BauGB kann, befristet bis zum 
31. Dezember 2019, von dem Erfordernis des Einfügens 
abgewichen werden, wenn zulässigerweise errichtete 
Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungsgebäude in bauliche 
Anlagen umgenutzt werden sollen, die der Unterbrin­
gung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen. 
Selbiges gilt für deren Erweiterung, Änderung oder 
Erneuerung. Zu beachten bei der Anwendung des § 34 
Absatz 3a in Verbindung mit § 246 Absatz 8 BauGB ist, 
dass die Voraussetzungen des § 34 Absatz 3a Nummer 1 
bis 3 BauGB weiterhin kumulativ vorliegen müssen. 

Gemäß § 246 Absatz 9 BauGB gilt befristet bis zum 
31. Dezember 2019 für Vorhaben, die der Unterbrin­
gung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden dienen, die 
Begünstigung im Außenbereich nach § 35 Absatz 4 

Satz 1 BauGB entsprechend, wenn das Vorhaben im un­
mittelbaren räumlichen Zusammenhang mit nach § 30 
Absatz 1 oder § 34 BauGB zu beurteilenden Flächen er­
folgen soll. Vorhaben, die der Unterbringung von Flücht­
lingen dienen, sind somit auf Außenbereichsflächen in 
Innenbereichen und auf Außenbereichsflächen, die auf­
grund ihrer vorhandenen Lage und Prägung dem Innen-
bereich zuzuordnen sind, als begünstigte Vorhaben zu 
behandeln. Vor dem Hintergrund des oben genannten 
besonderen Beratungsbedarfs wird empfohlen, bei der 
Prüfung der Zulässigkeit von Flüchtlingsunterkünften 
im Außenbereich folgende Kriterien anzulegen: 

- Die Ausstattung mit sozialen, infrastrukturellen und 
verkehrlichen Einrichtungen kann bedarfsgerecht 
auch auf der potenziellen Fläche für eine Flücht­
lingsunterkunft im Außenbereich sichergestellt 
werden. 

- Das Grundstück soll nur zeitlich befristet zur über­
gangsweisen Schaffung von Kapazitäten genutzt 
werden, bis an anderer Stelle ein planungsrechtlich 
abgesichertes Vorhaben errichtet worden ist. 

- Der Rückbau des - auch zeitlich befristeten - Vor­
habens kann gewährleistet werden. 

Sollten öffentliche Belange von einem geplanten Vorha­
ben beeinträchtigt sein, bietet § 35 BauGB keinen Er­
messensspielraum. Befreiungen nach § 31 Absatz 2 
BauGB sind nicht möglich. 

Durch die Ergänzung des § 246 BauGB um den Ab­
satz 10 wird geregelt, dass befristet bis zum 31. Dezem­
ber 2019 in Gewerbegebieten (§ 8 BauNVO, auch in Ver­
bindung mit § 34 Absatz 2) für Aufnahmeeinrichtungen, 
Gemeinschaftsunterkünfte oder sonstige Unterkünfte 
für Flüchtlinge oder Asylbegehrende von den Festset­
zungen des Bebauungsplans befreit werden kann, wenn 
an dem Standort Anlagen für soziale Zwecke als Aus­
nahme zugelassen werden können oder allgemein zuläs­
sig sind und die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit öffentlichen Belangen ver­
einbar ist. § 36 gilt entsprechend. 

Anlagen für soziale Zwecke, die der Flüchtlingsunter­
bringung dienen, werden somit in Gewerbegebieten 
nicht allgemein zulässig. Ihre Zulässigkeit obliegt der 
Prüfung im Einzelfall. Hat die Gemeinde im Zuge der 
Abwägung Nutzungen für soziale Zwecke aus städte­
baulichen Gründen in Gewerbegebieten ausgeschlossen, 
bleiben diese auch zukünftig unzulässig. Auch faktische 
Gewerbegebiete, in denen aufgrund des Emissionsver­
haltens der ansässigen Gewerbebetriebe Nutzungen nach 
§ 8 Absatz 3 Nummer 2 BauNVO nicht zulassungsfähig 
sind, werden von der Regelung des § 246 Absatz 10 
BauGB nicht erfasst. In festgesetzten Gewerbegebieten, 
in denen Anlagen für soziale Zwecke allgemein oder 
ausnahmsweise zulässig sind, oder in faktischen Gewer­
begebieten, in denen Anlagen für soziale Zwecke zulas­
sungsfähig sind, kann jedoch von der abstrakten Gebiets­
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unverträglichkeit (befristet) abgewichen werden. Die 
Abweichung muss unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sein. 

7.2	 Länderöffnungsklausel Mindestabstände zu Wind­
ernergieanlagen (§ 249 Absatz 3) 

Die Neuregelung fügt dem § 249 BauGB, der seit der 
Klimaschutznovelle 2011 bereits Regelungen zur Wind­
energie enthält, den neuen Absatz 3 an. Die Regelung 
zielt auf Windenergieanlagen im Außenbereich. Absatz 3 
Satz 1 sieht vor, dass die Länder bestimmen können, 
dass der Privilegierungstatbestand des § 35 Absatz 1 
Nummer 5 BauGB auf Vorhaben, die der Erforschung, 
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nur 
Anwendung findet, wenn sie einen bestimmten Abstand 
zu den im Landesgesetz bezeichneten zulässigen bau­
lichen Nutzungen einhalten. Für die Errichtung und den 
Betrieb von Windenergieanlagen finden die übrigen ein­
schlägigen Rechtsvorschriften weiterhin Anwendung. 
Dies gilt insbesondere für die immissionsschutzrecht­
lichen Regelungen, unter anderem die Technische An­
leitung Lärm (TA Lärm), sowie für die Vorgaben aus 
dem Luftverkehrsgesetz und dem Schutzbereichsgesetz. 
Nach Absatz 3 Satz 2 sind die Einzelheiten, insbesonde­
re zur Abstandsfestlegung und zu den Auswirkungen der 
festgelegten Abstände auf Ausweisungen in geltenden 
Flächennutzungsplänen und Raumordnungsplänen, in 
den Landesgesetzen nach Absatz 3 Satz 1 zu regeln. 
Hierbei sind auch die Anforderungen des Artikels 28 
Absatz 2 des Grundgesetzes zu beachten. Die Länder 
können dabei unter anderem auch Abweichungen von 
den festgelegten Abständen zulassen. 

Für die Inanspruchnahme der Länderöffnungsklausel 
besteht in Brandenburg kein Erfordernis, da mit der 
Regionalplanung ein erprobtes Instrument zur Steue­
rung der Abstände von Windenergieanlagen existiert. In 
Brandenburg hat sich das gestufte Planungssystem von 
Landes-, Regional- und Bauleitplanung mit seinen um­
fangreichen Beteiligungsmöglichkeiten für die Bürger 
über Jahre hinweg grundsätzlich bewährt, um eine sinn­
volle und wirksame Steuerung der Abstände von Wind­
energieanlagen zu gewährleisten. Vor diesem Hinter­
grund wird dem unmittelbaren Dialog von Bürgern und 
Planverfassern im Planungsprozess der Vorzug vor ei­
nem formellen Gesetzgebungsverfahren eingeräumt. 

8 	Baunutzungsverordnung 

8.1 	 Kinderbetreuungseinrichtungen in reinen Wohn­
gebieten (§ 3 BauNVO) 

8.1.1 	 Allgemein zulässige Kinderbetreuungseinrichtungen 

Durch eine Ergänzung des § 3 Absatz 2 BauNVO wer­
den „Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnis­
sen der Bewohner des Gebiets dienen“ bei den in reinen 
Wohngebieten allgemein zulässigen Anlagen aufgeführt. 
Der Begriff der Anlagen zur Kinderbetreuung ist umfas­
send zu verstehen. Darunter fallen zum Beispiel Kinder­

tagesstätten, Kinderkrippen, Kindergärten oder die Kin­
derbetreuung durch Tagesmütter/-väter. Wer Träger der 
Einrichtung ist, ist dabei ohne Bedeutung. Allgemein 
zulässig sind nur solche Anlagen, die den Bedürfnissen 
der Bewohner des Gebiets dienen. Ziel dieser Beschrän­
kung ist weniger, dass nur kleinere Einrichtungen zuge­
lassen werden, bei denen durch spielende Kinder weni­
ger Geräusche erzeugt werden. Vielmehr geht es darum, 
einen die Qualität des reinen Wohngebiets störenden 
Fahrverkehr durch Bringen und Abholen der Kinder zu 
vermeiden. Maßstab der Zulässigkeit ist daher weniger die 
Größe der Einrichtung, sondern vielmehr ihr Einzugsge­
biet. Daher kann in einem Baugebiet mit Geschosswoh­
nungsbau auch eine größere Einrichtung unproblematisch 
sein, während eine deutlich kleinere Einrichtung in einem 
durch Einfamilienhausbebauung geprägten Gebiet unter 
Umständen nicht allgemein zulässig wäre. 

Bei dem zu betrachtenden Gebiet ist nicht zwingend nur 
das in dem jeweiligen Bebauungsplan ausgewiesene 
Baugebiet zu betrachten. Sachgerecht ist es, auch an­
grenzende Wohngebiete einzubeziehen, die mit dem 
konkreten Baugebiet eine städtebauliche Einheit bilden 
(BT-Drs. 17/13272 S. 19; vgl. auch OVG Rheinland-
Pfalz, 28.07.2011 - 1 A 10058/11.OVG). 

Die Formulierung „Bedürfnisse der Bewohner des Ge­
biets“ wird auch in § 3 Absatz 3 BauNVO verwendet und 
ist vergleichbar mit der in § 4 Absatz 2 Nummer 2 
BauNVO enthaltenen Beschränkung von Einrichtungen 
auf solche, die der Versorgung des Gebiets dienen. Der 
danach geforderte Gebietsbezug ist gegeben, wenn die 
Anlage eine Größe hat, die erwarten lässt, dass ihre 
Kapazität in einem erheblichen Umfang von Bewohnern 
aus dem umgebenden Gebiet ausgelastet werden wird 
(BVerwG, 29.10.1998 - 4 C 9/97). 

Unabhängig von der Frage des Gebietsbezugs ist auch 
bei allgemein zulässigen Kinderbetreuungseinrichtun­
gen § 15 BauNVO zu beachten. 

8.1.2 	Als Ausnahme zulässige Kinderbetreuungseinrich­
tungen 

Größere Kinderbetreuungseinrichtungen, deren Einzugs­
bereich deutlich über das jeweilige Gebiet hinausgeht, 
können wie bisher als sonstige Anlagen für soziale Zwe­
cke nach § 3 Absatz 3 Nummer 2 BauNVO zugelassen 
werden. 

Soweit sich abzeichnen sollte, dass der Bedarf für Kin­
derbetreuungseinrichtungen in dem Gebiet künftig ent­
fallen wird (Folge: späterer Entfall der allgemeinen Zu­
lässigkeit), kann es sich anbieten, den Vorhabenträger 
auf diese Problematik hinzuweisen oder gegebenenfalls 
zu prüfen, ob unter den künftigen Verhältnissen die Zu­
lassung einer Ausnahme nach § 3 Absatz 3 Nummer 2 
BauNVO in Verbindung mit § 31 Absatz 1 möglich wäre. 

Zur Zulässigkeit dieser Anlagen wird auf die Arbeits­
hilfe zur bauplanungsrechtlichen Zulassung von Kin­
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dertageseinrichtungen in reinen Wohngebieten der 
Fachkommission Städtebau vom 27. März 2009 
(www.bauministerkonferenz.de) verwiesen. 

8.1.3 	Steuerungsmöglichkeiten 

Als Folge der Aufnahme von Kindertageseinrichtungen 
in den Katalog der allgemein zulässigen Nutzungen 
wurde die Gliederungsmöglichkeit des § 1 Absatz 5 
BauNVO (Beschränkung oder Ausschluss der allgemein 
zulässigen Nutzungen) auf reine Wohngebiete erweitert. 

Zur Rechtslage bei am 20. September 2013 bereits in 
Kraft befindlichen Bebauungsplänen wird auf die Num­
mern 6.1 und 6.2 verwiesen. 

8.2 	 Zulässigkeit von Nebenanlagen 

8.2.1 	 Anlagen der Kleintiererhaltungszucht als Neben­
anlagen im Sinne von § 14 BauNVO 

§ 14 Absatz 1 Satz 2 BauNVO wird dahingehend er­
gänzt, dass zu den Einrichtungen und Anlagen für die 
Tierhaltung auch solche der Kleintiererhaltungszucht 
gehören. 

Erhaltungszucht ist die Züchtung gefährdeter Tierarten 
oder Pflanzen mit dem Ziel, diese vor dem Aussterben 
zu bewahren (Quelle: Wikipedia). Das bedeutet, dass 
nicht jede Form der Kleintierzucht von der Ergänzung 
umfasst wird, sondern es sich um gefährdete Arten han­
deln muss, bei denen ohne eine Erhaltungszucht ein 
Aussterben droht. Weiter ergibt sich aus dem Begriff, 
dass es sich um eine Zucht von bestehenden anerkann­
ten Arten/Rassen handeln muss. 

Gefährdet sind jedenfalls solche Arten, die in der vom 
Bundesamt für Naturschutz herausgegebenen Roten 
Liste mit den Gefährdungsklassen 1 bis 4 oder in ent­
sprechenden Listen der Länder aufgeführt sind. Für die 
Bewertung als Kleintiererhaltungszucht ist dabei gleich­
gültig, ob eine in Landeslisten in den oben genannten 
Gefährdungsklassen aufgeführte Art beziehungsweise 
Rasse auch in dem Land aufgeführt ist, in dem das 
Vorhaben durchgeführt werden soll. 

Im Übrigen gelten die allgemeinen Voraussetzungen der 
Zulässigkeit von Einrichtungen und Anlagen für die 
Tierhaltung unverändert auch für Anlagen der Klein­
tiererhaltungszucht. Das bedeutet insbesondere: 

-	 Soweit nicht bereits in den Baugebieten nach der 
Baunutzungsverordnung, wie in Dorfgebieten, Ein­
richtungen und Anlagen für die Tierhaltung allge­
mein zulässig sind, muss es sich bei den Einrichtun­
gen und Anlagen für die Kleintiererhaltungszucht 
um Nebenanlagen handeln, die einzelnen Grund­
stücken oder dem Baugebiet selbst dienen. 

- Die Anlagen dürfen der Eigenart des Baugebiets 
nicht widersprechen. Ein Widerspruch kann sich aus 

der Grundstückssituation ergeben, insbesondere aus 
der Größe und dem Zuschnitt des Grundstücks oder 
der Anordnung der Tierhaltungsanlagen auf dem 
Grundstück. 

- Bei Wohngrundstücken ist die Tierhaltung zulässig, 
wenn sie in dem Baugebiet üblich und ungefährlich ist 
und den Rahmen der für eine Wohnnutzung typischen 
Freizeitbetätigung nicht sprengt. Das ist bei sehr um­
fangreichen Tierbeständen in der Regel nicht mehr der 
Fall, unabhängig davon, ob es sich um reine Tierhal­
tung oder um Kleintiererhaltungszucht handelt. 

- Wird die Kleintiererhaltungszucht gewerblich betrie­
ben, sind die allgemeinen Grenzen der gewerblichen 
Tätigkeit im jeweiligen Baugebiet zu beachten. 

Eine Steuerung von Anlagen der Kleintiererhaltungs­
zucht durch Bebauungsplan ist nach § 14 Absatz 1 
Satz 3 BauNVO zwar grundsätzlich möglich. In der Re­
gel wird es aber an der städtebaulichen Erforderlichkeit 
im Sinne des § 1 Absatz 3 fehlen, Anlagen der Kleintier­
erhaltungszucht anders zu behandeln als andere Anlagen 
der Kleintierhaltung. 

8.2.2 	 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 

§ 14 BauNVO wurde durch einen dritten Absatz ergänzt, 
nach dem baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung 
solarer Strahlungsenergie in, an oder auf Dach- und 
Außenwandflächen oder Kraft-Wärme-Kopplungsanla­
gen innerhalb von Gebäuden, die nicht bereits nach den 
§§ 2 bis 13 zulässig sind, auch dann als Anlagen im Sin­
ne des Absatzes 1 Satz 1 gelten, wenn die erzeugte Ener­
gie vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz 
eingespeist wird. Damit sind insbesondere auch in rei­
nen Wohngebieten als gewerbliche Vorhaben zu be­
trachtende Anlagen unter bestimmten Voraussetzungen 
allgemein zulässig. 

Im Einzelnen ist Folgendes zu beachten: 

- Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
können sowohl Photovoltaik- als auch Solarthermie­
anlagen sein. 

-	 Die Anlagen müssen in, an oder auf Dach- oder 
Außenwandflächen angebracht sein. 

- In Dach- und Außenwandflächen sind die Anlagen 
auch angebracht, wenn sie die Dachhaut oder die 
Wand bilden. An oder auf Dach- und Außenwand­
flächen sind die Anlagen angebracht, wenn sie an 
diesen Flächen befestigt und von ihnen getragen 
werden. Nicht ausreichend wäre, wenn die Solar­
anlage auf dem Erdboden errichtet und lediglich zur 
Stabilisierung am Gebäude befestigt wird. Dagegen 
kommt es nicht darauf an, ob die Solaranlagen 
parallel zu den Dach- und Außenwandflächen ange­
bracht oder „aufgeständert“ sind. 

http:www.bauministerkonferenz.de
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Nicht erfasst wird die Anbringung der Anlagen an sons­ neuen Absatz 3 um allgemein zulässige Nebenanlagen. 
tigen baulichen Anlagen wie zum Beispiel Aufschüttun- Die Regelungen des § 15 BauNVO werden davon nicht 
gen oder Einfriedungen. Für die Definition des Gebäu- berührt mit der Folge, dass die Anlage im Einzelfall am 
des kann auf § 2 Absatz 2 der Brandenburgischen Bau­ konkreten Standort unzulässig sein kann. 
ordnung (BbgBO) zurückgegriffen werden. Danach sind 
Gebäude selbstständig benutzbare, überdeckte bauliche Die Zulässigkeit von Anlagen, die als Haupt- oder Ne-
Anlagen, die von Menschen betreten werden können benanlagen zu betrachten sind, kann nach § 14 Absatz 1 
und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Men- Satz 3 durch Bebauungsplan eingeschränkt oder ausge­
schen, Tieren oder Sachen zu dienen. schlossen werden (zum Verhältnis von § 14 Absatz 1 

Satz 3 BauNVO zu § 1 Absatz 5 bis 9 vgl. BVerwG, Urt. 
Die Anlage muss dem Gebäude baulich untergeordnet v. 30.8.2012 - 4 C 1.11 -). Bei der Abwägung sind aber 
sein. Das ist dann der Fall, wenn bei natürlicher Be- die zu den Belangen des Umweltschutzes gehörende 
trachtung das Gebäude und seine sonstige Nutzung die Nutzung erneuerbarer Energien (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 
Hauptsache darstellt. Anders zu beurteilen wäre dage- Buchstabe f) und die Erfordernisse des Klimaschutzes 
gen eine bauliche Anlage, die erkennbar vorrangig dem (§ 1a Absatz 5) und deren gesteigerte Bedeutung zu be-
Zweck dient, Solaranlagen zu tragen, auch wenn sie wie rücksichtigen. 
ein Gebäude genutzt werden könnte. 

Wird die erzeugte Energie überwiegend selbst ver-
Indizien für eine fehlende Unterordnung können zum braucht, sind die Anlagen Teil der Hauptanlage (zum 
Beispiel sein: Beispiel als Teil des Heizsystems). Eine gezielte Steue­

rung durch bauplanungsrechtliche Festsetzungen ist 
- die von der Solaranlage bedeckte Fläche reicht unter regelmäßig nicht möglich. Gestalterische Festsetzungen 

Berücksichtigung der örtlichen Bautradition und der aufgrund des § 81 BbgBO sind denkbar. Dabei sollte 
Gebäudegestaltung im Übrigen nicht nur unerheb- jedoch berücksichtigt werden, dass nach dem Erneuer­
lich über die Dach- beziehungsweise Wandflächen bare-Energien-Wärmegesetz eine Verpflichtung be­
hinaus, steht, den Wärmeenergiebedarf von neu errichteten 

Gebäuden durch die anteilige Nutzung von Erneuer­
- bei „aufgeständerten“ Anlagen erwecken diese auch baren Energien zu decken und bei vielen Gebäuden die 

im Verhältnis zur Höhe des Gebäudes den Eindruck, Verpflichtung am wirtschaftlichsten durch die Nutzung 
die Hauptsache zu sein. solarer Strahlungsenergie erfüllt werden kann. 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen) sind Zur Rechtslage bei am 20. September 2013 bereits in 
nur dann von der Änderung umfasst, wenn sie innerhalb Kraft befindlichen Bebauungsplänen wird auf die Num­
eines Gebäudes im Sinne des § 2 Absatz 2 BbgBO er­ mern 6.1 und 6.2 verwiesen. 
richtet werden. Dabei spielt es nach dem Wortlaut der 
Regelung keine Rolle, ob das Gebäude auch anderen 8.3 Überschreitung der Obergrenzen des § 17 BauNVO 
Zwecken als der Unterbringung der KWK-Anlage dient. 

§ 17 Absatz 1 BauNVO beschränkt das maximal in Bau-
Für die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung solarer leitplänen zulässige Maß der Nutzung differenziert nach 
Strahlungsenergie und Kraft-Wärme-Kopplungsanla­ der Art der Baugebiete. 
gen gilt Folgendes: 

In der Neufassung des § 17 Absatz 2 Satz 1 BauNVO ist 
Wird die erzeugte Energie im Wesentlichen selbst ge­ vorgesehen, dass die Obergrenzen „aus städtebaulichen 
nutzt, sind die Anlagen Teil der Hauptanlage und eben- Gründen“ überschritten werden können. Es wird also 
so zulässig wie die Hauptanlage oder sie sind als Neben- nicht mehr wie im bisherigen Recht verlangt, dass „be­
anlagen im Sinne des § 14 Absatz 1 BauNVO allgemein sondere Gründe die Überschreitung erfordern“. Damit 
zulässig, weil sie dem Nutzungszweck der in dem Bau- wird auch der bisher von der Rechtsprechung geforder­
gebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst te „atypische Sonderfall“ entbehrlich. 
dienen und seiner Eigenart nicht widersprechen. 

Nach der neuen Rechtslage ist eine Überschreitung also 
Sind die Anlagen Hauptanlagen, handelt es sich in der schon dann - aber auch nur dann - zulässig, wenn städte-
Regel um (nicht störende) gewerbliche Anlagen, für die bauliche Gründe die Überschreitung rechtfertigen. Städte-
die allgemeinen Zulässigkeitstatbestände der §§ 2 bis 13 bauliche Gründe ergeben sich aus den örtlichen Gege-
BauNVO gelten. Von einer Hauptanlage ist jedenfalls benheiten und den städtebaulichen Zielen, die mit dem 
dann auszugehen, wenn die Energieerzeugung die ein- Bebauungsplan verfolgt werden. Private Investitions­
zige Nutzung des Grundstücks darstellt oder es sich um interessen, also die Interessen der Vorhabenträger etwa 
eine baulich selbstständige Anlage handelt und die er- in Bezug auf eine hohe bauliche (Aus-)Nutzbarkeit ihrer 
zeugte Energie vollständig oder in wesentlichen Teilen Grundstücke, sind für sich allein keine städtebaulichen 
in das öffentliche Netz eingespeist wird. Gründe. 

Wird der überwiegende Teil der erzeugten Energie in das Die städtebaulichen Gründe für die Überschreitung sind 
öffentliche Netz eingespeist, handelt es sich nach dem in der Begründung des Bebauungsplans (§ 2a, § 9 Ab­
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satz 8) darzulegen. Die Überschreitung muss durch (be- Die Sonderregelungen für Bestandsgebiete im bisheri­
reits vorhandene) Umstände ausgeglichen sein oder sie gen § 17 Absatz 3 BauNVO und im bisherigen § 26a 
muss durch (zu treffende) Maßnahmen ausgeglichen Absatz 1 BauNVO sind aufgehoben worden. Denn die in 
werden, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen diesen Vorschriften enthaltenen erleichterten Überschrei-
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält­ tungsmöglichkeiten sind in der neuen Regelung des § 17 
nisse nicht beeinträchtigt werden und keine nachteiligen Absatz 2 Satz 1 BauNVO aufgegangen. 
Auswirkungen auf die Umwelt entstehen. Eine Über­
schreitung der nach der Art der baulichen Nutzung (Ge­ 8.4 Eingeleitete Bebauungsplanverfahren (§ 25d BauNVO) 
bietstypus) gestaffelten Obergrenzen führt dabei - wie 
nach bisherigem Recht (BVerwG, Urteil vom 6. Juni Ist der Entwurf eines Bauleitplans vor dem 20. Septem­
2002 - 4 CN 4.01) - nicht schematisch und zwangsläufig ber 2013 nach § 3 Absatz 2 öffentlich ausgelegt worden, 
zur Beeinträchtigung der allgemeinen Anforderungen ist auf ihn die Baunutzungsverordnung in der bis zum 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. Umstände 20. September 2013 geltenden Fassung anzuwenden. 
oder Maßnahmen können im Übrigen wie nach bisheri- Die Gemeinde kann aber auch das Verfahren neu ein­
ger Rechtslage grundsätzlich auch außerhalb des Gel­ leiten mit der Folge, dass die geänderten Regelungen un­
tungsbereichs des Bebauungsplans gegeben sein bezie­ eingeschränkt anwendbar sind. 
hungsweise vorgesehen werden. 

Eine Neueinleitung des Bebauungsplanverfahrens hat 
Anders als nach früherer Rechtslage werden die Bedürf­ wegen § 245a Absatz 1 vor allem Bedeutung, wenn die 
nisse des Verkehrs nicht mehr ausdrücklich erwähnt, Gemeinde beabsichtigt, die Erleichterungen bei der Über-
denn die Belange des Verkehrs sind nach § 1 Absatz 6 schreitung der Obergrenzen des Maßes der baulichen 
Nummer 9 ohnehin bei der Aufstellung von Bauleitplä- Nutzung nach § 17 Absatz 2 BauNVO zu nutzen. Bedeu­
nen zu berücksichtigen. Auch das Entgegenstehen tung kann eine Neueinleitung auch für die Kleintier­
öffentlicher Belange wird nicht mehr gesondert er­ erhaltungszucht (§ 14 Absatz 1 Satz 3 BauNVO) haben.  
wähnt, da öffentliche Belange nach § 1 Absatz 7 in der 
Abwägung zu berücksichtigen sind. 

§ 17 Absatz 2 Satz 2 BauNVO, wonach die Überschrei­
tungsmöglichkeiten nicht für Wochenendhaus- und Fe­
rienhausgebiete gelten, ist unverändert geblieben. 
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Änderung der WEA-Schattenwurf-Leitlinie 

Erlass des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft
 

Vom 28. Februar 2015
 

I. 

Die WEA-Schattenwurf-Leitlinie vom 24. März 2003 (ABl. 
S. 498), geändert durch Erlass vom 21. Dezember 2009 (ABl. 
2010 S. 5), wird wie folgt geändert: 

1. Die Bezeichnung wird wie folgt gefasst: 

„Leitlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 
zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immis­
sionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-
Leitlinie)“. 

2. Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5 Geltungsdauer 

Die Geltungsdauer dieser Leitlinie ist bis zum 31. Dezember 
2019 befristet.“ 

II. 

Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 2014 in 
Kraft. 

Wahlen zum Rat für Angelegenheiten 
der Sorben/Wenden am 31. Mai 2015 

Bekanntmachung des Wahlausschusses für die Wahlen 
zum Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden 

Vom 17. Februar  2015 

Der Wahlausschuss für die Wahlen zum Rat für Angelegenhei­
ten der Sorben/Wenden im Land Brandenburg gibt bekannt: 

I. Wahltermin sowie Wahlzeit 

Gemäß § 4 Absatz 2 der Wahlordnung zum Sorben/Wenden-Ge­
setz wird als letzter Tag der Briefwahl und als Ende der Wahlzeit 
der 31. Mai 2015, 10 Uhr, bekannt gegeben. 

II. Wahlberechtigung 

Wahlberechtigt sind alle Sorben/Wenden, die am letzten Tag der 
Briefwahl zur Wahl des Landtages Brandenburg wahlberechtigt 
sind (§ 8 Wahlordnung). 

III. Eintragung in das Wählerverzeichnis auf Antrag 

Der Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis ist schrift­
lich bis zum 24. Mai 2015 in der Geschäftsstelle des Wahlaus­
schusses zu stellen (§ 12 Absatz 1 Wahlordnung). Jede wahlbe­
rechtigte Person hat das Recht (§ 14 Wahlordnung), vom 
11. Mai bis 13. Mai 2015 und vom 26. Mai bis 27. Mai 2015 in 
der Zeit von 16 Uhr bis 18 Uhr die Richtigkeit ihrer im Wähler­
verzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen und gegebenen­
falls schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift Ein­
spruch gegen das Wählerverzeichnis einzulegen. 

Wahlberechtigte Personen erhalten unverzüglich vom Wahlbüro, 
jedoch nicht vor Zulassung der Einzelwahlvorschläge, die Wahl­
benachrichtigung und die Briefwahlunterlagen übersandt. 

Jede Wählerin und jeder Wähler hat jeweils fünf Stimmen. Sie 
oder er kann einem Einzelwahlvorschlag nur eine Stimme ge­
ben. Gewählt sind die fünf Bewerberinnen und Bewerber mit 
den meisten Stimmen. Die nicht gewählten Bewerberinnen und 
Bewerber sind Ersatzpersonen in der Reihenfolge der auf sie 
entfallenden Stimmenzahlen. 

IV. Einreichung von Einzelwahlvorschlägen 

Gemäß § 18 der Wahlordnung zum Sorben/Wenden-Gesetz 
sind Einzelwahlvorschläge bis  zum 13. April 2015 bis 16 Uhr 
schriftlich in der Geschäftsstelle des Wahlausschusses einzu­
reichen. Einzelwahlvorschläge können alle Vereine und Verei­
nigungen einreichen, die eine eigene Satzung mit sorbischem/ 
wendischem Bezug haben. Jede Vereinigung hat das Recht bis 
zu zehn Einzelwahlvorschläge einzureichen. Die Bewerberin 
oder der Bewerber muss im Wählerverzeichnis eingetragen 
sein, sowie am letzten Tag der Briefwahl das 18. Lebensjahr 
vollendet haben und zur Wahl des Landtages Brandenburg be­
rechtigt sein. 

Jörg Masnik 
Vorsitzender des Wahlausschusses für die Wahlen zum Rat für 
Angelegenheiten der Sorben/Wenden im Land Brandenburg 

Sielower Straße 41 
03044 Cottbus 
Telefon: 0355 12162683 
E-Mail: wolbnywuberk@gmx.de 

Wólby Rady za nastupnosći Serbow w kraju 

Bramborskeje, dnja 31. maja 2015
 

Wózjawjenje wólbnego wuběrka k wólbam Rady 
za nastupnosći Serbow w kraju Bramborskeje 

Wót 17. februara 2015 

Wólbny wuběrk k wólbam Rady za nastupnosći Serbow w kraj 
Bramborskej dajo k wěsći: 

mailto:wolbnywuberk@gmx.de
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I. Termin wólbow a wólbny cas 

Pó paragrafje 4 wótstawk 2 wólbnego pórěda k Serbskej kazni 
se póstajijo slědny źeń listowych wólbow a kóńc wólbnego casa 
na 31. maj 2015, zeger 10:00. 

II. Za wólbne wopšawnjenje 

Do wuzwólowanja wopšawnjone su wšê Serby, kenž su na 
slědnem dnju listowych wólbow za wólby do Krajnego sejma 
Bramborskeje do wuzwólowanja wopšawnjone (§ 8 wólbny 
pórěd). 

III. Zapisanje do zapisa wólarjow na póžedanje 

Póžedanje na zapisanje do zapisa wólarjow ma se pisnje až do 
24. maja 2015 w jadnańskem běrowje wólbnego wuběrka stajiś 
(§ 12 wótrězk 1 wólbny pórěd). 
Kužda do wuzwólowanja wopšawnjona wósoba ma pšawo 
(§ 14 wólbny pórěd), wót 11. maja do 13. maja 2015 a wót 
26. maja do 27. maja 2015 w casu wót zeger 16 do 18 pšawosć 
datow, kótarež su we wólbnem zapisu zapisane, pśespytowaś. 
Chtož ma zapis wólarjow za njepšawy abo njedopolny, móžo 
pisnje abo ako wuzjawjenje k zapisanju spśeśiwjenje pśeśiwo 
zapisoju wólarjow w jadnańskem běrowje zapodaś. 

Kužda do wuzwólowanja wopšawnjona wósoba dostanjo wót 
jadnańskego běrowa bźez komuźenja, nic pak pśed pśizwólenim 
jadnotliwych wólbnych naraźenjow powěsć za wuzwólowanje a 
pódložki za listowu wólbu. 

Kužda wólarka a kuždy wólaŕ ma pěś glosow. Wóna abo wón 
móžo wólbnemu naraźenju jadnotliwego jano jaden glos daś. 
Wólone su pśecej te pěś kandidatki abo kandidaty z nejwěcej 
glosami. Njewólone kandidatki abo kandidaty su narownańske 
wósoby w rěźe dojśpitych glosow. 

IV. Zapódaśe wólbnych naraźenjow jadnotliwego 

Pó paragrafje 18 wólbnego pórěda k Serbskej kazni ma se wólb­
ne naraźenja jadnotliwego až do 13. apryla 2015, zeger 16 pisn­
je w jadnańskem běrowje wólbnego wuběrka zapódaś. Kužde 
zjadnośeństwo, kenž se w swójich wustawkach k serbskim cilam 
wuznajo (§ 2, wótstawk 3) móžo až do ́zaseś wólbnych naraźen­
jow jadnotliwego zapódaś. Kandidatka abo kandidat musy wobt­
warźiś, až jo do wuzwólowanja krajnego sejma wopšawnjona/y 
a až jo 18. žywjeńske lěto zakóńcyla/zakóńcyl. 

Jörg Masnik 
Pśesedaŕ wólbnego wuběrka k wólbam Rady za nastupnosći 
Serbow w kraju Bramborskeje 

Žylojska droga 41 
03044 Chóśebuz 
telefon: 0355 / 12162683 
e-mejl: wolbnywuberk@gmx.de 

Raumordnungsverfahren
 
für die Planung „380-kV-Freileitung Verstärkung
 
Netzanschluss Umspannwerk Eisenhüttenstadt“
 

Bekanntmachung der Gemeinsamen 

Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg 


Vom 6. März 2015
 

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Branden­
burg informiert die Öffentlichkeit gemäß der Verordnung über 
die einheitliche Durchführung von Raumordnungsverfahren im 
gemeinsamen Planungsraum Berlin-Brandenburg (GROVerfV) 
über den Abschluss eines Raumordnungsverfahrens (ROV) für 
die Planung 

380-kV-Freileitung Verstärkung Netzanschluss 
Umspannwerk Eisenhüttenstadt. 

Die 50Hertz Transmission GmbH plante den Neubau des deut­
schen Abschnittes des 3. Interconnectors Deutschland - Polen 
mit einer 380-kV-Freileitung zwischen Eisenhüttenstadt und 
Plewiska und die Verstärkung des Netzanschlusses des Um­
spannwerkes Eisenhüttenstadt mit einer 380-kV-Freileitung. 
Nachdem im Laufe des Verfahrens der polnische Übertragungs­
netzbetreiber sein Netzkonzept so weiterentwickelt hat, dass der 
3. Interconnector vor dem Jahr 2030 nicht mehr vorgesehen 
wird, hat 50Hertz Transmission von der Planung des 3. Inter­
connectors Abstand genommen und das ROV wurde nur für die 
Verstärkung Netzanschluss Umspannwerk Eisenhüttenstadt 
abgeschlossen. 

Durch die Verstärkung des Netzanschlusses entstehen die eigen­
ständigen 380-kV-Freileitungen Eisenhüttenstadt - Neuenhagen 
und Preilack - Eisenhüttenstadt. Damit wird die Versorgungs­
sicherheit in der Region verbessert und eine wichtige infrastruk­
turelle Voraussetzung für die weitere wirtschaftliche Entwick­
lung des Regionalen Wachstumskerns Frankfurt (Oder)/Eisen­
hüttenstadt geschaffen. 

Im ROV wurden 2 Varianten für die geplante Freileitung auf 
ihre Raum- und Umweltverträglichkeit geprüft. 
Im Ergebnis des ROV wird festgestellt, dass die Planung in 
der Variante 2 bei Umsetzung der aufgestellten Maßgaben in 
Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der 
Raumordnung steht und weitgehend raum- und umweltver­
träglich gestaltet werden kann. Die Variante 1 wurde wegen 
Konflikten mit dem Schutz des Freiraumes und Belangen 
der Landwirtschaft als nicht raumverträglich bewertet. 

Das Ergebnis des ROV ist nach § 3 Ziffer 4 ROG ein sonstiges 
Erfordernis der Raumordnung. Im Rahmen des nachfolgenden 
Planfeststellungsverfahrens sind die im ROV aufgestellten Maß­
gaben zu berücksichtigen. 

Die landesplanerische Beurteilung hat gegenüber der Vorhaben­
trägerin und gegenüber dem Einzelnen keine unmittelbare 
Rechtswirkung und ersetzt nicht die Genehmigungen, Planfest­
stellungen oder sonstigen Entscheidungen nach anderen Rechts­
vorschriften. 

mailto:wolbnywuberk@gmx.de
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Die landesplanerische Beurteilung wird zur Einsichtnahme 
durch die Öffentlichkeit in den nachfolgenden Behörden wäh­
rend ihrer Dienstzeiten bereitgehalten: 

Kreisverwaltung: Oder-Spree 

Stadtverwaltung: Eisenhüttenstadt 

Amtsverwaltungen: Schlaubetal und Brieskow-Finken­
heerd 

Darüber hinaus ist die landesplanerische Beurteilung im Inter­
net eingestellt unter 

http://gl.berlin-brandenburg.de/vollzug/rov/dritter-interconnector. 
html 

Des Weiteren besteht nach vorheriger Terminvereinbarung die 
Möglichkeit, bei der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung, 
Referat GL 5, Müllroser Chaussee 54 in 15236 Frankfurt (Oder) 
Einsicht in die Verfahrensakte zu nehmen. 

http://gl.berlin-brandenburg.de/vollzug/rov/dritter-interconnector
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Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage 
in 03116 Drebkau OT Schorbus 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz 


Vom 24. März 2015
 

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Heinrich-Hertz-Straße 6, 03044 Cottbus, beantragt die Geneh­
migung gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in der Gemarkung Schorbus, 
Flur 3, Flurstück 142 eine Windkraftanlage zu errichten und zu 
betreiben. 

Die Windkraftanlage ist vom Typ Vestas V126-3,3 MW mit 
einem Rotordurchmesser von 126 m und einer Gesamthöhe von 
200 m. Sie verfügt über drei Rotorblätter mit Rotor, Nabe und 
Getriebe. Die elektrische Leistung beträgt 3,3 MW. Zur Anlage 
gehören das Fundament, die Kranstellfläche und die Zuwegung. 
Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 4. Quartal 2015 geplant. 

Auslegung 

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 01.04.2015 bis einschließlich 
30.04.2015 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver­
braucherschutz, Regionalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7, 
Zimmer 427 in 03050 Cottbus und bei der Stadtverwaltung 
Drebkau, Bau-, Haupt- und Ordnungsamt, Zimmer 4, Sprem­
berger Straße 61, 03116 Drebkau ausgelegt und können dort 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 

Einwendungen 

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein­
wendungsfrist vom 01.04.2015 bis einschließlich 15.05.2015 
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus­
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. 

Erörterungstermin 

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein­
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe­
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch­
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. 
Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 24.06.2015 um 
10:00 Uhr im Feuerwehrgerätehaus Drebkau, Beratungs­
raum im 1. OG, Spremberger Straße 61 b in 03116 Drebkau. 
Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, 
wird der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen fortge­
setzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht erhobe­
nen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 

Hinweise 

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe­
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 

Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An­
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs­
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei­
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden. 

Für das Vorhaben wurde gemäß §§ 3b und 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung eine allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalls durchgeführt. Es wurde festgestellt, dass keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits­
prüfung (UVP) besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. In die 
Unterlagen sowie in die Begründung für das Entfallen der UVP-
Pflicht kann im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver­
braucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsverfah­
rensstelle, Zimmer 427, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus 
eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No­
vember 2014 (BGBl. I S. 1740) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb 
von einer Windkraftanlage in 03172 Schenkendöbern 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 24. März 2015
 

Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Heinrich-Hertz-Str. 6 in 03044 Cottbus wurde die Neugenehmi­
gung gemäß §§ 4, 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes er­
teilt, auf den Grundstücken in 03172 Schenkendöbern, Gemar­
kung Schenkendöbern, Flur 1, Flurstücke 27 und 160 eine Wind­
kraftanlage des Typs Nordex N117-2.4MW zu errichten und zu 



 

281 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 11 vom 25. März 2015 

betreiben. Die Genehmigung umfasst die Errichtung den Be­
trieb der Windkraftanlage mit einem Rotordurchmesser von 
116,80 m, einer Nabenhöhe von 140,60 m, eine Gesamthöhe von 
199,00 m und einer elektrischen Leistung von 2,4 MW sowie die 
dazugehörenden Kranaufstellplätze, Trafostationen und Zuwe­
gung. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt. 

Auslegung 

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 26.03.2015 
bis zum 08.04.2015 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsver­
fahrensstelle, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zim­
mer 4.27 und im Bauamt der Gemeinde Schenkendöbern, Ge­
meindeallee 45 in 03172 Schenkendöbern zur Einsichtnahme 
während der Dienststunden aus. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zu­
gestellt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
einzulegen. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No­
vember 2014 (BGBl. I S. 1740) geändert worden ist 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Genehmigung für die Errichtung 

und den Betrieb von sieben Windkraftanlagen 

in 03238 Lichterfeld-Schacksdorf OT Lieskau
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 24. März 2015
 

Der UKA Meißen Projektentwicklung GmbH & Co. KG, Dr.­
Eberle-Platz 1, 01662 Meißen, wurde die Neugenehmigung ge­
mäß §§ 4, 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erteilt, sie­
ben Windkraftanlagen des Typs Vestas V112 im „Windpark 
Lieskau“ auf den Grundstücken in 03238 Lichterfeld-Schacks­
dorf, in der Gemarkung Lichterfeld-Schacksdorf OT Lieskau, 
Flur 1 und 2, Flurstücke 21, 127 und 4, 8, 10, 14, 26 zu errichten 
und zu betreiben. Die Windkraftanlagen haben eine Nabenhöhe 
von 140,00 m + 3 m Fundamentanhebung, einen Rotordurchmes­
ser von 112 m, eine Gesamthöhe von 196,00 m + 3 m Funda­
mentanhebung und eine elektrische Nennleistung von je 3,0 MW. 
Der Mast ist in geschlossener, konischer Stahlbetonbauweise 
ausgeführt. Zu jeder WKA gehören ein Kranaufstellplatz, das 
Fundament, die Trafostation und die Zuwegung. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt. 

Auslegung 

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 26.03.2015 
bis zum 08.04.2015 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Genehmigungsver­
fahrensstelle, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zim­
mer 4.27 und beim Amt Kleine Elster (Niederlausitz) Bürgerser­
vice/Eingangsbereich, OT Massen, Turmstraße 5 in 03238 Mas­
sen-Niederlausitz zur Einsichtnahme während der Dienststun­
den aus. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zu­
gestellt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Süd, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
einzulegen. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No­
vember 2014 (BGBl. I S. 1740) geändert worden ist 
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Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 3 der Verord­
nung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) geändert worden ist 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Süd
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben wesentliche Änderung der 


Biogasanlage in 14827 Wiesenburg/Mark, OT Reetz
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 24. März 2015
 

Die Firma Agrarenergie Reetz GmbH & Co. KG, Grüne-Grund-
Straße 40 in 14827 Wiesenburg/Mark beantragt die Genehmi­
gung nach § 16 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), in der Gemarkung Reetz (Landkreis Potsdam-
Mittelmark), Flur 1, Flurstücke 893/1, 894/1, 895/1, 896/1, 
897/1, 898/1 und 899/1 eine Biogasanlage in wesentlichen Tei­
len zu ändern. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2 (V) in 
Verbindung mit Nummer 8.13 (V) und Nummer 9.1.1.2 (V) des 
Anhangs der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla­
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummern 8.4.2.1 
und 9.1.1.3, jeweils Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge­
meine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 033201 442-486 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam/ 
OT Groß Glienicke, eingesehen werden. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
 

für das Vorhaben „110-kV-Freileitung 

Malchow-Karow 765/767,
 

Neubau eines Kabelendmastes (Mast 11a)“
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 

Geologie und Rohstoffe 


Vom 5. März 2015
 

Im Zuge des 6-streifigen Ausbaus der Bundesautobahn 10 ist die 
vorhandene 110-kV-Freileitung Malchow-Karow 765/767 von 
Mast 12 bis Mast 18a zurückzubauen. Für den Ausbau der A 10 
liegt ein Planfeststellungsbeschluss vom 9. Dezember 2013 
(Az.: 40.1 7171/10.32) vor. 

Als Folgemaßnahme des Planfeststellungsbeschlusses ist die 
Verlegung eines Erdkabels in diesem Bereich geplant. Dazu 
wird zwischen Mast 11 und Mast 12 ein neuer Kabelendmast 
(Mast 11a) errichtet. Von dem Kabelendmast ist eine 2-syste­
mige Kabeltrasse zum bestehenden Mast 18 a geplant. Diese 
Kabeltrasse wird in einem gesonderten Verfahren geplant und 
genehmigt. 

Auf Antrag der Vattenfall Europe Netzservice GmbH, Pusch­
kinallee 52, 12435 Berlin, welche im Auftrag der Stromnetz Ber­
lin GmbH handelt, hat das Landesamt für Bergbau, Geologie 
und Rohstoffe eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
gemäß § 3c Absatz 1 Satz 2 UVPG in Verbindung mit Num­
mer 19.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG durchgeführt. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vatten­
fall Europe Netzservice GmbH vorgelegten Unterlagen. 

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An­
tragsunterlagen einschließlich Kartenmaterial können nach vor­
heriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-336) während 
der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und Roh­
stoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, eingesehen 
werden. 

Rechtsgrundlagen: 

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

-	 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 
3621), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) 

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

http:7171/10.32


283 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 11 vom 25. März 2015 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben „Neuanschluss UW Senftenberg“ 


Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 

Geologie und Rohstoffe 


Vom 5. März 2015
 

Die Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH plant den Neu­
bau eines Umspannwerkes (UW) an der Spremberger Straße in 
Senftenberg. Im Zusammenhang mit der Sicherstellung des 
Neuanschlusses des UW Senftenberg ist die Verschiebung der 
Hochspannungsleitungsmasten 31S und 32S der 110-kV-Hoch­
spannungsfreileitung Einschleifung Senftenberg (Bl. 6815) not­
wendig. 

Die Leitung Bl. 6815 führt von Nordosten an das Gewerbegebiet 
heran und soll mit dem Mast 32Sneu in das neue UW ein­
schwenken. Um die neue Anbindung zu gewährleisten, muss der 
Mast 31S ebenfalls versetzt werden. Die Bestandsmasten 31S 
und 32S werden im Anschluss an die Baumaßnahme demontiert. 
Durch die Verschiebung der Maststandorte um 25 m bei Mast 
31Sneu und 66 m bei Mast 32Sneu verkürzt sich die Leitung um 
ca. 113 m. Die neuen Masten bleiben im Mastbild unverändert. 

Auf Antrag der SAG GmbH, CeGIT (Annahofer Graben 1-3, 
03099 Kolkwitz), die im Auftrag der Mitteldeutschen Netzge­
sellschaft Strom mbH handelt, hat das Landesamt für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe eine standortbezogene Vorprüfung des 

Einzelfalls gemäß § 3c Satz 2 UVPG in Verbindung mit Num­
mer 19.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG durchgeführt. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha­
benträgerin vorgelegten Unterlagen. 

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An­
tragsunterlagen einschließlich Kartenmaterial können nach vor­
heriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-336) während 
der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und Roh­
stoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, eingesehen 
werden. 

Rechtsgrundlagen: 

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

-	 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 
3621), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) 

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
 

Feststellen des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben einer Waldumwandlung
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes 

Forst Brandenburg, Oberförsterei Wünsdorf 


Vom 3. März 2015
 

Der Antragsteller plant im Landkreis Teltow Fläming, Gemar­
kung Rangsdorf, Flur 3, Flurstücke 152, 257, 413 und  Flur 11, 
Flurstück 368 alle teilweise, die Umwandlung von Wald in eine 
andere Nutzungsart gemäß § 8 LWaldG1 auf einer Fläche von ca. 
1,816 ha (B- Plan RA 23 „Nord-Süd-Verbinder“). 

Gemäß Nummer 17.2.3 der Anlage 1 zum UVPG2 ist für ge­
plante Umwandlung von 1 ha bis weniger als 5 ha Wald zur 
Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprü­
fung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durchzu­
führen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 30.10.2014, Az.: LFB 16.01-7026-31B/05/14 durchge­
führt. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 033702 211400 während der Dienst­
zeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei 
Wünsdorf, Steinplatz 1, 15806 Zossen eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 33) 

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge­
setzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

3.	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be­
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land Bran­
denburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt­
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verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 

Feststellen des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben einer Erstaufforstung
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes 

Forst Brandenburg, Oberförsterei Hohenleipisch 


Vom 3. März 2015
 

Der Antragsteller plant im Landkreis Elbe-Elster, Gemarkung 
Gröden, Flur 15, Flurstück 59/1 die Erstaufforstung gemäß § 9 
LWaldG1 auf einer Fläche von 2,4058 ha. 

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist für 
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald 
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor­
prüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durch­
zuführen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 26.02.2015, Az.: LFB 26.03-7020-6/03-2015 durchgeführt. 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 03533 7746 während der Dienstzeit 
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Hohen­
leipisch, Berliner Str. 37, 04934 Hohenleipisch eingesehen wer­
den. 

Rechtsgrundlagen 

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 33) 

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge­
setzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

3.	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be­
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land Bran­
denburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 

Feststellen des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben einer Erstaufforstung
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes 

Forst Brandenburg, Oberförsterei Hohenleipisch 


Vom 3. März 2015
 

Der Antragsteller plant im Landkreis Elbe-Elster, Gemarkung 
Kraupa, Flur 1, Flurstücke 151, 158, 159 die Erstaufforstung ge­
mäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 2,6537 ha. 

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist für 
geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald 
zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vor­
prüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durch­
zuführen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 26.02.2015, Az.: LFB 26.02-7020-6/02-2015 durchgeführt. 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 03533 7746 während der Dienstzeit 
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Hohen­
leipisch, Berliner Str. 37, 04934 Hohenleipisch eingesehen wer­
den. 

Rechtsgrundlagen 

1.	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 33) 

2.	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge­
setzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

3.	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be­
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land Bran­
denburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39) 
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
 

Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs­
sachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra­
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel­
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter­
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge­
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol­
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge­
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver­
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 20. Mai 2015, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von 
Frankfurt (Oder) Blatt 14304 eingetragene Grundstück, Be­
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 7, Flur 38, Flurstück 124, Gebäude- und Freifläche, 

Uferstr. 3, Holzmarkt, Größe: 2.821 qm 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
02.10.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 2.500.000,00 EUR. 

Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge­
richt eingesehen werden.
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 20. Mai 2015, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von 
Frankfurt (Oder) Blatt 14142 eingetragenen Grundstücke, Be­
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 
Nr. in qm 

1 43 33 Gebäude- und Freifläche, 1.042 
Logenstr. 13 a, Gartenstr. 

3 43 43 Gebäude- und Freifläche, 704 
Logenstr. 13a 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
04.10.2013 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: Grundstücke als wirtschaftliche Einheit: 980.000,00 EUR. 

Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge­
richt eingesehen werden.
 

Postanschrift: Logenstraße 13a, 15230 Frankfurt (Oder) 

Bebauung: Büro- und Geschäftshaus
 
Geschäfts-Nr.: 3 K 135/13
 

Amtsgericht Königs Wusterhausen 

Zwangsversteigerung - 3. Termin 
Am 

Montag, 20.April 2015, 9:30 Uhr 
soll im Amtsgericht Königs Wusterhausen, Saal 06, Friedrich-
Engels-Straße 58, 15745 Wildau, das im Grundbuch von Dol­
genbrodt Blatt 577 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Dolgenbrodt, Flur 3, Flurstück 21/8, 

Gebäude- und Freifläche, An der Dorfaue 10 A, 
Größe 395 m2, 

lfd. Nr. 4, 	 Gemarkung Dolgenbrodt, Flur 3, Flurstück 111, Ge­
bäude- und Freifläche, An der Dorfaue 10 A, Größe 
57 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück befindet sich in 15754 Dolgenbrodt, An der 
Dorfaue 10 A. Es ist bebaut mit einem Carport und einem Ein­
familienhaus, welches im Jahre 1998/1999 aus einer ehemaligen 
Scheune Baujahr ca. 1925 um- und ausgebaut wurde. 
Die nähere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Königs 
Wusterhausen, Zimmer 015 (Haus 58), vorliegenden Gutachten 
zu den Sprechzeiten entnommen und eingesehen werden. 

Postanschrift: Uferstraße 3, 15230 Frankfurt (Oder) 
Im ersten Termin am 13.10.2014 wurde der Zuschlag wegen Bebauung: Geschäftshaus 
Nichterreichens der 5/10-Grenze gemäß § 85 a ZVG versagt. Geschäfts-Nr.: 3 K 132/13 
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Im zweiten Termin am 09.02.2015 wurde der Zuschlag gemäß 
§ 33 ZVG versagt, da die Gläubigerin die einstweilige Einstel­
lung gemäß § 30 ZVG beantragt hat. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a ZVG auf 181.000,00 EUR 
festgesetzt. 
AZ: 8 K 42/13 

Zwangsversteigerung 
Am 

Montag, 11. Mai 2015, 13:30 Uhr 
soll im Amtsgericht Königs Wusterhausen, Saal 06 (15745 Wil­
dau, Friedrich-Engels-Str. 58), das im Grundbuch von Nieder­
lehme Blatt 2108 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Niederlehme, Flur 5, Flurstück 312, 

Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße 24, Größe 
4.600 m2, 

lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Niederlehme, Flur 5, Flurstück 313, 
Gebäude- und Freifläche, Karl-Marx-Straße, Größe 
17 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück befindet sich in 15713 Königs Wusterhausen 
OT Niederlehme, Dorfstraße 24. Eine erkennbare Bebauung ist 
nicht vorhanden, es zeigt sich großflächig ein Gräser- und 
Strauchbewuchs. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Königs 
Wusterhausen, Zimmer 015 (Haus 58), vorliegenden Gutachten 
zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Verkehrswert: 131.008,50 EUR 

Ein Erwerb unterhalb 50 % des Verkehrswertes ist nicht möglich. 
Bieter haben auf berechtigten Antrag eines Beteiligten Sicher­
heit in der gesetzlich zulässigen Form in Höhe von mindestens 
10 % des Verkehrswertes sofort im Termin zu leisten (Bank­
bürgschaft oder einen von einem deutschen Kreditinstitut aus­
gestellten Verrechnungsscheck). Bietungsvollmachten müssen 
notariell beglaubigt oder beurkundet sein. Achtung, keine Bar­
zahlung! 
Weitere Informationen unter: http://www.zvg.com  
Ansprechpartner der Gläubigervertreter: 069 27 222 69887 
AZ: 8 K 41/14 

Zwangsversteigerung 
Am 

Montag, 18. Mai 2015, 10:00 Uhr 
sollen im Amtsgericht Königs Wusterhausen, Saal 06 
(15745 Wildau, Friedrich-Engels-Str. 58), die im Grundbuch 
von Deutsch Wusterhausen Blatt 412 eingetragenen Grund­
stücke bzw. der Miteigentumsanteil, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Deutsch Wusterhausen, Flur 2, Flur­

stück 685, Gebäude- und Freifläche Ulmenweg 25 A, 
Größe 143 m2, 

lfd. Nr. 5, 	 Gemarkung Deutsch Wusterhausen, Flur 2, Flur­
stück 813, Gebäude- und Freifläche Ulmenweg , 
Größe 16 m2, 

lfd. Nr. 6, 	 Gemarkung Deutsch Wusterhausen, Flur 2, Flur­
stück 700, 1/16 Miteigentumsanteil, Größe 170 m2 

versteigert werden. 
Die Grundstücke befinden sich in 15711 Königs Wusterhausen 
OT Deutsch Wusterhausen, Ulmenweg 25 A. Das Grundstück 
lfd. Nr. 4 ist bebaut mit einem massiven, zweigeschossigen, voll 
unterkellerten Reihenmittelhaus und das Grundstück lfd. Nr. 5 
ist bebaut mit einer Garage. Eine Innenbesichtigung konnte 
nicht durchgeführt werden. 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Königs 
Wusterhausen, Zimmer 015 (Haus 58), vorliegenden Gutachten 
zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Verkehrswert insgesamt: 108.000,00 EUR. 
Es entfallen auf die einzelnen Grundstücke bzw. den Miteigen­
tumsanteil: 
lfd. Nr. 4 (Flur 2 Flurstück 685) 92.000,00 EUR 
lfd. Nr. 5 (Flur 2 Flurstück 813) 3.200,00 EUR 
lfd. Nr. 6 (1/16 MEA an Flur 2 Flurstück 700) 250,00 EUR 

Ein Erwerb unterhalb 50 % des Verkehrswertes ist nicht möglich. 
Bieter haben auf berechtigten Antrag eines Beteiligten Sicher­
heit in der gesetzlich zulässigen Form in Höhe von mindestens 
10 % des Verkehrswertes sofort im Termin zu leisten (Bank­
bürgschaft oder einen von einem deutschen Kreditinstitut aus­
gestellten Verrechnungsscheck). Bietungsvollmachten müssen 
notariell beglaubigt oder beurkundet sein. Achtung, keine Bar­
zahlung! 
Weitere Informationen unter: http://www.zvg.com  
Ansprechpartner der Gläubigervertreter: 03375 295606 
AZ: 8 K 33/13 

Amtsgericht Luckenwalde 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Freitag, 15. Mai 2015, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde der eingetragene Miteigen­
tumsanteil, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, 136.405/1.000.000 Miteigentumsanteil an dem
 

Grundstück 
Gemarkung Genshagen, Flur 2, Flurstück 352, Lud­
wigsfelder Straße 3 L, Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Größe 393 m2, 
Gemarkung Genshagen, Flur 2, Flurstück 353, Lud­
wigsfelder Straße 3 L, Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Größe 768 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Dachgeschoss 
belegenen Wohnung Nr. 9 des Aufteilungsplanes nebst Keller­
raum Nr. 9, dem Balkon und Spitzboden Nr. 9 des Aufteilungs­
planes. 
Es bestehen Sondernutzungsrechte am Pkw-Stellplatz Nr. 7 und 8. 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 136.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
08.10.2012 eingetragen worden. 

http:http://www.zvg.com
http:http://www.zvg.com
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Die 3-Zimmer Wohnung (ca. 93,60 m2 Wohnfläche) befindet sich 
in einem Mehrfamilienwohnhaus in Ludwigsfelde OT Gensha­
gen; Ludwigsfelder Straße 3L. 
Zur Wohnung gehören zwei Pkw-Stellplätze. 
Die nähere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken­
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech­
zeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 227/12 

Amtsgericht Senftenberg 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 20. Mai 2015, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­
schoss, Saal E01, die im Grundbuch von Wormlage Blatt 472 
eingetragenen Grundstücke; Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
Gemarkung Wormlage, Flur 6, Flurstück 1/3, 981 m2 groß und 
Flur 6, Flurstück 11, 132 m2 groß versteigert werden. 
Lage: 01983 Großräschen OT Wormlage, Mühlenweg 2 
Bebauung: Wohnhaus (Bj. ca. 1900) mit Anbau (Bj. 1985), 

Nebengebäude und Garage; Modernisierung 1995 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
29.07.2014 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festgesetzt 
auf 40.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 35/14 

Güterrechtsregistersachen 

Amtsgericht Brandenburg an der Havel 

Güterrechtsangelegenheit Schmidt ./. Schmidt 
Durch notariellen Ehevertrag vom 18.12.2013 des Notars Peter 
Ruhe, Berlin-Charlottenburg-Wilmersdorf, UR-Nr. 501/2013 R, 
ist der gesetzliche Güterstand ausgeschlossen und Gütertren­
nung vereinbart. 
AZ: 52 AR 7/14 
Brandenburg, den 27.01.2015 

Dill 
Rechtspflegerin 

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
 

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung 
einer Sondergenehmigung für Einsatzfahrzeuge 

der Steuerfahndung 

Vom 5. März 2015 

Ministerium der Finanzen 

Die abhanden gekommene Sondergenehmigung von Frau 
Mareen Belkner, Sondergenehmigungs-Nr.: 149, ausgestellt am 
05.11.2014, wird hiermit für ungültig erklärt. 
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
 

Gläubigeraufrufe 

Der Verein Pferdesportverein Schloss Herrenstein e. V., Ort Her­
renstein 6, 17268 Gerswalde ist am 13. November 2014 aufge­
löst worden. 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 15. April 2015 bei nachstehend genannten Li­
quidatoren anzumelden: 

Stefan Höpfner Neuer Hennings Hof 
Ausbau 13 Christian Langer 
17291 Oberuckersee Hennings Hof 3 

19348 Perleberg 

Der Verein Waldkindergarten Brandenburg an der Havel e. V.,
 
Jakobstr. 21, 14776 Brandenburg, ist am 12.12.2014 aufgelöst
 
worden.
 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den
 
Verein bis zum 27.03.2016 bei nachstehend genanntem Liqui­
dator anzumelden:
 

Melanie Schmidt
 
Jacobstr. 21
 
14776 Brandenburg
 

Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, 

Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
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